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Beilage zur Karlsruher Zeitung M 201.
Karlsruhe , IV. Juni ISO « .

Badischer Landtag.
— Erste Kammer. - - -- -

IV. öffentliche Sitzung
am Samstag den 9 . Juni 1906 (Nachmittags ) .

Unter dem Vorsitz des ll . Vizepräsidenten Seiner
Exzellenz Geh . Rat vr . Burk ! in .

Tagesordnung :
1. Anzeige neuer Eingaben .
2. Fortsetzung der Beratung des Berichts der Schulkommission

über den Gesetzentwurf , „ Aenderungen des Gesetzes über den
Elementarunterricht betr ." , sowie über die damit zusammen -
hLngenden Petitionen :

1. des Vorstandes des badischen Lehrerveretns ,
2. des Vorstandes des Vereins badischer Lehrerinnen ,
z . des Verbandes der mittleren Städte Badens ,

einer größeren Anzahl von Gemeinden
betreffend Aenderungen des Elementarunterrichtsgesetzes Bericht¬
erstatter : Geh . Rat Professor vr . Wtndelband .

Am Regierungstisch : Staatsminister und Minister
der Justiz , des Kultus und Unterrichts vr . Freiherr
«. Dusch , Oberschulratsdirektor Geh . Rat vr . Ar n s -
sterger , Geh . Rat Becherer , Geh . Regierungsrat
Schmidt , Geh . Hofrat vr . Weygoldt .

Der II . Vizepräsident eröffnet die Sitzung kurz nach
^ llhr .

Es wird sofort in die Tagesordnung eingetreten .

Zu Ziffer 2 erhält das Wort

Fürst Karl zu Löwenstein : Ich habe mir das Wort
erbeten und erhalten , um meine Abstimmung über den
Gesetzentwurf im allgemeinen zu motivieren und kann
mich darin sehr kurz fassen , zumal da die meisten der
Gedanken, die ich aussprechen wollte , von verschiedenen
der Herren Rednern schon in sehr zutreffender Weise zum
Bortrag gebracht worden sind .

Im großen und ganzen kann ich sagen , daß der Gesetz¬
entwurf, wie er jetzt aus den Beschlüssen und Anträgen
der Kommission hervorgegangen ist , in allem , was darin
steht, im allgemeinen meine Zustimmung

'
hat , daß ich

aber bedauere, daß sehr vieles nicht darin steht, was
einer gesetzlichen Regelung bedurfte . Das sind nun Dinge ,

die zum Teil nicht hier hereingehören und hereingebracht
werden können , weil eben dieser Gesetzentwurf nicht das
ist, was ich beim ersten Hören von diesem Entwurf er¬
wartet hatte , nämlich keine komplette Revision des
Elementarunterrichts - Gesetzes. Ich hätte geglaubt ,
daß es günstiger gewesen wäre , wenn dieses nun
in einem Guß und vollständig behandelt und
erledigt worden wäre . Es mögen aber Gründe dagegen
gesprochen haben , jetzt schon eine völlige Umgestaltung
des Gesetzes herbeizuführen . Insofern es sich hier aber
zunächst um die rein materielle Vermögensordnung resp .
die Gehaltsbezüge der Lehrer handelt , glaube ich, daß wir
in dieser Beziehung die Vorlage als vollständig gelungen
und den Verhältnissen entsprechend bezeichnen können .
Ich bin der Ansicht, daß das , was jetzt dem Lehrev -
stand geboten ist, in vollstem Maße der Gerechtigkeit
und Billigkeit entspricht . Es ist das , glaube ich , der
Gesichtspunkt , den wir vor allem ins Auge zu fassen
haben , und dem also auch durch die vorliegende Regelung
ganz entsprochen ist. Die Frage , ob daraus eine Be¬
ruhigung sich ergeben wird oder nicht, ist eine sekundäre
nach meiner Meinung .

Eine weitere Frage , die bisher diskutiert wurde , be¬
steht darin , wer nun diese bedeutenden Mehrkosten die
durch den Gesetzentwurf entstehen, zu tragen hat . Wenn
es sich ums Zahlen handelt , ist es jedem zu viel und sowohl
der Finanzminister wie die Vertreter der Gemeinden haben
beiderseits ihre guten Gründe , um möglichst dieser Last
sich zu entledigen . Ich habe mir in der Kommission
schon erlaubt , einen Gedanken zum Ausdruck zu bringen ,der mir , wie mir scheint, noch manches für sich hätte ,und den ich mir erlaube , in diesem Hohen Hause wieder
vorzubringen , indem ich gleichzeitig der Hohen Regierung
anheimgebe , ihn für den Fall der späteren Revision des
Gesetzes noch einer näheren Prüfung zu unterziehen .
Ich meine nämlich , wenn es sich darum handelt , Lasten
zu tragen , so muß derjenige in erster Reihe herangezogen
werden , der einen Nutzen davon hat . Die Schule ist
eine Hilfsanstalt für die Familie , für diese ist die Schule
da . Somit sind in erster Linie die Familien diejenigen ,
welche die Lasten der Schule zu tragen hätten . Es ist
nun begreiflich , daß , da sehr viele Familien eben nicht
vermögend sind, es durchaus nicht angeht , einfach diese
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Lasten der Unterrichtserteilung auf die Gemeinden zu
verteilen ; wohl aber finde ich, daß es recht und billig
ist , wenn diejenigen, die es können , auch diese

Lasten tragen ; unbillig aber ist es , daß die¬
jenigen, die keine Familie haben, die Unverheirateten
und die Familien , die keine Kinder haben, durch
diese Verteilung auf Staat und Gemeinde zur
Zahlung einer Last herangezogen werden , die für sie
gar kein Interesse hat , wenigstens keinen Nutzen hat .
Ich habe daher vorgeschlagen , es möge eine progressive
Steigerung des Schulgeldes eingeführt werden , und zwar
nach dem Vermögen der Familienväter . Die progressive
Steigerung müßte aber nicht eine unbegrenzte sein , son¬
dern etwa so bemessen werden, daß die Gesamtlasten auf
die im Land befindlichen Familien verteilt würden und
daß dann jede Familie , welche finanziell hierzu imstande
wäre, den nach dieser Berechnung auf sie fallenden An¬
teil zu tragen hätte . Ich betrachte das einerseits als
eine Sache der Billigkeit und Gerechtigkeit und anderseits
als eine sehr wesentliche Erleichterung für den Staat
und der einzelnen Gemeinden. Mein Vorschlag hat aber
in der Koinmission keine Billigung gefunden aus ver¬
schiedenen Gründen , wahrscheinlich und überhaupt weil
man nicht gewünscht hat , etwas neues zu bringen und
dadurch die Verhandlungen über das Gesetz noch einmal
zu erschweren und zu verlängern .

Ich habe nun aber noch einen anderen Gedanken. Es
ist durch diese Gesetzesvorlage und diese Bestimmungen
die Verteilung der Kosten der Schule festgelegt , es ist
ein Teil auf die Gemeinde, ein Teil auf den Staat ver¬
wiesen . Ich möchte trotzdem nieinen Vorschlag noch
einmal zur Erwägung anheimgeben, und zwar aus
anderen Gründen . Wir sagen, mit der jetzigen
Bestimmung über Gehaltsbezüge kann der Lehrerstand
zufrieden sein . Das ist unzweifelhaft richtig ; im Durch¬
schnitt können sie sehr zufrieden sein . Wir wissen ja,
wie wiederholt gesagt ist, daß wir an der Spitze aller-
deutschen Staaten marschieren bezüglich der guten Ver¬
sorgung der Lehrer. Nichtsdestoweniger können Fälle
genug Vorkommen , wo durch große Kinderzahl die
Familien in recht bedrängte Verhältnisse kommen .
Wenn wir nun eine solche progressive Steigerung des
Schulgeldes nach den Vermögensverhältnissen der
Familien einführen würden, und den Ertrag des so ge¬
wonnenen Schulgeldes in eine Kasse fließen ließen, aus
der dann den Lehrern je nach Kinderzahl Beihilfen ge¬
geben würden , so wäre das eine große Förderung des
Wohlstandes der Lehrer und der Zufriedenheit derselben
mit ihrer materiellen Lage.

Sehr einverstanden bin ich mit den Auffassungen, die die
Hohe Regierung wiederholt ausgesprochen hat, und die von
verschiedenen Seiten hier im hohen Hause ausgesprochen
worden sind, daß es durchaus notwendig ist , den Cha¬
rakter der Schule als Gemeindeanstalt aufrecht zu er¬
halten . Dafür sind eine ganze Reihe von Gründen an¬
zuführen, ich will nur das eine sagen , die Schule ist wie
bereits gesagt, als eine Hilfsanstalt für die Familie an¬
zusehen und die entsprechende Vertretung der Familie
findet sich in der Gemeinde. Das ist schon die nächste
Begründung dafür , daß die Schule Gemeindeanstalt
bleibt. Es spricht aber noch vieles andere dafür.

Was nun die auf die Regelung der Lehrergehalte
bezügliche Resolution des Herrn Freiherr von La Roche
betrifft, so stehe ich derselben sehr sympathisch gegenüber
Sie spricht klar aus , daß das , was wir geboten haben,
zurzeit den Bedürfnissen entspricht , daß aber die Ge¬
haltsbezüge der Lehrer eine Aenderung erfahren sollen ,
sobald geänderte Verhältnisse es geboten erscheinen lassen .

Wenn die Verhältnisse, unter denen wir jetzt die Lehr^ _
gehalte normiert haben, gleich bleiben, dann wird dj,
jetzige Normierung auf Jahre hinaus Geltung behalte,können . Wenn aber die Verhältnisse geändert, der Wey
des Geldes, wie es in den letzten Dezennien gesch

^

ist, noch weiter sinkt, wird die Zeit gekommen sein ,
man eine Revision dieser Bezüge wird eintreten lasses
müssen , deshalb begrüße ich es , daß die Erwartung auz
gesprochen wird, daß die Hohe Regierung sx oküeio von st,
aus zur rechten Zeit eine solche Erhöhung der Lehre,
gehalte wird eintreten lassen und zwar unabhäng von eii,H
etwaigen Gehaltstarif , der sich eben nur auf die Staatsdien»
bezieht und mit dem Stand der Lehrer, welche ^
meindebeamte sind, nichts zu tun hat .

Ich habe geglaubt, diese Erklärung heute früh ch
geben zu können , weil ich beabsichtigte , heute nach:
mittag abzureisen; ich bin auf Wunsch verschieden»
Herren hier geblieben , möchte aber die Gelegen^
benützen , dem Hohen Präsidium , — der Herr
sitzende wird die Güte haben, dem Durchlauchtigst»
Präsidenten dies zu übermitteln , — den Wunsch anz
zusprechen , daß hier eine Gepflogenheit einigermaßensich
einbürgen möge, wie dies in Darmstadt , München usw . d»
Fall ist, daß die Hohe Erste Kammer nicht alle pa»
Tage einmal , sondern in größeren Zeiträumen getreu
Zusammentritt, und dann während mehrerer Tage ch.
Beratungen fortsetzt .

Zweiter Vizepräsident Geh . Rat I )r . Bürklin : H
finde den Wunsch , den Durchlaucht ausgesprochen , H
gerecht und werde nicht verfehlen, dem Durchlauchtigst,
Präsidenden hiervon Kentnis zu geben .

Oberbürgermeister I)r . Minierer : Auch ich erke«
das Recht des Hohen Hauses an , daß die Generaldebüt
so schnell wie möglich beendet wird , und werde mih
darnach benehmen. Ich hätte auch nach den vielen ausge
zeichneten Reden , die wir gehört haben , insbesondre
von Exzellenz Bürklin , die ich im allgemeinen unter
schreiben kann, ganz gut aufs Wort verzichten körn»
dieses aber gleichwohl zu ergreifen veranlaßt mich d,
Rede des Herrn Kollegen Beck , auf die zur Vermeid^
von Mißverständnissen in unseren Städten eine A
klärung abgegeben werden muß . Während dieser M
hat sich so mancher Blick aus dem Hohen Hause de
Gemeindebank zugewendet, und es sind inzwischen aut
förmliche Fragen an uns gestellt worden, ob in der Ä
das die Anschauung der Städte sei, die gestern etwa!
scharf und teilweise überraschend geäußert wurde , d«
Anschauung nämlich, daß es am besten wäre, aus de
ganzen Volksschule eine reine und pure StaatsanM
zu machen . Ja , meine Herren , wenn mein verehr»
Kollege diese Ansicht ebenso , und zwar unzweideutig
ausgesprochen hätte, wie man das aus einzelnen los
gerissenen , zugespitzten kleinen Sätzen seiner Rede schließ«
könnte , müßte ich allerdings ganz offen und rückhaltlos
sagen : nun , nach meiner Kenntnis und nach mein«
Ueberzeugung ist das die Anschauung der Bürgerschast
in unseren Städten nicht ! Wenn ich alle Bürger zu
sammenrufen würde und könnte — und ließe darüber
abstimmen, so würden noch keine 10 Proz . sich für dst
Staatsschule aussprechen. Das ist doch ein entscheidender
Faktor . In dieser Beziehung sind also die Ansichten in
der Hauptsache übereinstimmend. Man scheut sich de
zu wünschen , daß die Sache einem System zusteuert ,
nach welchem schließlich die Gemeinden nicht mehr viil
mehr in ihre Schulangelegenheiten hineinzureden hätte»,
als in das Kommando irgend eines Soldatenregimentr.
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akademische Erörterungen allerdings sind über diese Frage

Mn oft gepflogen worden auch in den Städten . Es sind

mzelne Vertreter da , die behaupten , der Kompaß der Zeit

»eute auf die Staatsschule hin ; aber eben so sicher ist auch ,
das Gegenteil vertreten wird . Ich persönlich habe

in bürgerlichen Kreisen schon oft vertreten , und ich

lebe nicht ein , warum dies nicht geschehen sollte — wir

Men unsere Volksschulen ganz , bis auf den letzten

Ktaffelstein
— warum sie nicht eine reine städtische

Anstalt sein , warum die Lehrer nicht auch voll¬

ständige städtische Beamte werden sollen . Ja , ich bin

noch weiter gegangen — der Herr Präsident des Ober¬

schulrats wird mir bestätigen , daß ich mich mit ihm bei

Megenheit darüber unterhalten habe und noch mehr

^ jt seinem Herrn Vorgänger — und habe gesagt : auch

die Mittelschulen könnte man an die Städte über -

Aejsen . Auf den kleinen Beitrag , den der Staat uns

. :ßt aus der Staatskasse , — auf den könnten wir

schließlich auch verzichten . Es wäre ein schönes und

ideales System , bei welchem alle Rollen natürlich ver¬

ölt wären : „ Die Städte betreiben ihre Anstalten selber

unter Staatsaufsicht , wie sie für alle Verwaltungszweige

existiert, der Staat übt seine eigenste und höchste Auf¬

gabe aus ohne Vermengung mit anderen , es ist das

reine Aufsichtsrecht ; die Lehrer würden besser fahren als

beute , und so wäre das System wohl geeignet , allen

Mnschen zu entsprechen und die Mißstände , die bis¬

herigen häufigen Reibungen zwischen den verschiedenen

Moren zu beseitigen .
" Das sind nun aber doch im

Augenblick akademische Erörterungen , wie sie in den

Städten häufig gepflogen werden , und ich glaube , eine

solche akademische Erörterung bildeten auch die Aus -

sthrungen des Herrn Kollegen Beck : Es mag vielleicht

paradox klingen aber : ich sage , trotzdem er haarscharf ge¬

sagt hat : die Staatsschule her ! — hat er doch nach

Vergrößerung der Rechte der Gemeinden gerufen . Was

hat er denn vorgebracht ? Er hat gesagt , es sei ein

Mißverhältnis , daß wir alles zahlen müssen und dafür

wenig Rechte haben . Das kann man ja bis zu einem

gewissen Grade nicht in Abrede stellen , und der Unwille

darüber , daß angeblich die Lehrer nur sehr schwer zu

versetzen sind , und der Unwille über den Konstanzer Fall ,
der entgegengesetzt der sonstigen Praxis des Oberschul¬
rats falsch entschieden worden ist , hat ihn veranlaßt , zu

sagen : lieber die Staatsschule , als ein solches System !

- Der Herr Staatsminister hat nun die naheliegende

Konsequenz betreffs der Kosten schon gezogen , und

die würde auch von den Städten gezogen werden ,
« nn die Schalen reine Staatsschulen werden sollten .
Wenn aber der verehrliche Staat alles bezahlen müßte ,
was die Sache

*
kostet , so würde das eine Abrechnung

geben , die er unbedingt ablehnen würde .

Nun bei dieser Gelegenheit ist gleichsam als ab¬

schreckendes Beispiel — wie ich es nach Art einer Moment¬

photographie hervorheben will — eine Gestalt gezeichnet
und hereingezogen worden : der Landbürgermeister , der
es wagt , in seine Schule zu gehen und dort in etwas

zu große Details einzugreifen ! Es ist schließlich das

Schicksal gezeichnet worden mit Zustimmung aus diesem
Hause, das dem Unglücklichen bevorstehen würde , wenn er
das tun würde . Nun , meine Herren , bei diesem sog . Land¬

bürgermeister , der so oft getadelt , ja bisweilen karrikiert
wird , will ich einen Moment stehen bleiben . Ich frage :
warum ist es so selbstverständlich , daß dieser Mann des¬

wegen die Hand vollständig aus dem Spiel lassen und
aus dem eigenen Schulhaus draußen bleiben soll ;
warum ? Antwort : Weil er dem Techniker in der

schule in keiner Weise gewachsen ist . Ich möchte jedes

Verwaltungskollegium warnen , diesen gefährlichen Grund¬

satz gleichsam als selbstverständlich anzuerkennen . Vor

allem möchte ich die Kammer warnen und alle Kammern

samt Reichstag , denn die können alle einpacken , sobald

sie den Grundsatz anerkennen , daß nur der Techniker
über seine Sache sprechen kann . Heute ist es ein Schul¬

gesetz , wo der Schulmann sagt : das muß ich am besten

verstehen , morgen kommt ein Militärgesetz , wo der Soldat

erklärt : da versteht Ihr nichts davon , dann kommt der

Architekt und Künstler , der Jurist und schließlich der

Theologe und überall würde man in gleicher Weise

gleichsam freundlichst hinauskoinplimentiert werden , weil

man der Sache nicht so gut gewachsen ist , wie der Tech¬
niker ; und doch ist es auf der anderen Seite ein schon

oft erprobter Erfahrungssatz , daß wenn man bekanntlich
dem Techniker in allem und jedem tue Macht und die

Zügel schießen läßt , da sehr häufig Dinge herauskämen ,
die man unparlamentarisch als nicht gut geglückt be¬

zeichnen muß : Immer muß eben die oberste Hand des

Eigentümers oben dran sein , und wie dasjenige Haus
das schönste wird , wenn der Eigentümer mitspricht und

sagt : so will ich es haben , ebenso ist es auch in der Ver¬

waltung , und ebenso möchte ich von diesem Bürgermeister

sagen : mir ist dieser vielverspottete Landbürgermeister
ein Bild der Lebenserfahrung und der Lebensklug¬

heit , der , wenn er sich auch nicht auf die neueste

Orthographie des Oberschulrats versteht — in der ich ,
nebenbei bemerkt , auch kein Examen ablegen möchte — ,

trotzdem ein Mann ist , der viel größere und schwierigere

Aufgaben zu lösen hat , als wie sie mit dem Unterricht

zusammenhängen . Und wenn er noch so schwerfällig und

plump ist , so repräsentiert er eben doch eine Würde in

Schulfragen , die ihm kein Mensch und kein Gesetz nehmen
kann : er ist der Vertreter der Elternschaft , deren Fleisch
und Blut und deren kostbarstes Gut hier verwaltet wird ,
und ich möchte die Bevölkerung kennen , die sich das

Recht über diese Kinder — wenn ein Staatsgesetz denk¬
bar wäre , wonach alles zu einer Staatsanstalt würde —

nehmen lassen würde ! Was Exzellenz Bürklin gesagt
hat , war mir wie aus dem Herzen gesprochen . Ich glaube
übrigens , ich habe in letzter Zeit gelesen und gehört ,
daß dieser viel geschmähte Bürgermeister doch seine Zeit

zu begreifen begonnen hat . Wo sich alles zusammen¬
schließt , hat der Bürgermeister , wie ich mit Vergnügen
gelesen habe , sich nunmehr auch aufgerafft . Die Bür¬

germeister wollen nun einen Bund bilden durch das

ganze Land , einen badischen Bürgermeisterbund , und wenn

sie ihn zustande bringen , und er klug ' '
geleitet wird , so

dürfte vielleicht dieser Bürgermeisterbund eine Macht
geben im Staat , mit der man bis in die Kammern und
die höchsten Regierungskreise hinein wohl rechnen muß .
Wenn der Bund klug und vorsichtig bleibt , wie ich nicht
bezweifle , so möchte ich ihm von dieser Stelle aus die

aufrichtige Sympathie im voraus bezeugen .

Nachdem ich das gesagt habe , um einen scheinbaren
Riß unter uns Kollegen auszufüllen , ein scheinbares
Mißverständnis zu zerstreuen , will ich mich über alles

andere kurz fassen . Die Kommission hat im großen und

ganzen den Standpunkt getroffen , den ich betr . dieser

Schulvorlage für richtig halte . Sie hat nicht geduldet ,
daß der Gemeindecharakter der Volksschule zerstört oder
die Befugnisse des Staats vermehrt werden . Der Herr
Staatsminister hat die Hand gereicht und ein populäres
Wort gesprochen , wenn er gesagt hat , nach dieser
Richtung mache ich nicht mit . Die Kommission hat alle
andern Wünsche der Lehrerschaft , der Gemeinden usw .

so viel wie möglich mit einander zu vereinigen gesucht .
Sie hat auch eine kluge Brücke geschlagen zur Regierung
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hinüber , um eine Vereinigung mit dem Herrn Staats¬
minister zu ermöglichen , auch eine Brücke nach dem an¬
deren Hohen Hause , damit man auch da hinübermarschieren
kann . Aus diesen Gründen glaube ich , wenn ich die
Situation übersehe , es als das beste bezeichnen zu dürfen ,
wenn wir den Kommissionsanträgen zustimmen . Ich
erkläre also , daß ich für die letzteren stimmen werde .

Oberbürgermeister Beck : Es war begreiflich , daß die
Prognose , die ich gestern in unumwundener und rück¬
haltloser Weise für die Entwicklung unserer Schulver -

hältnifse gestellt habe , auf Widerspruch stößt . Es ist
nicht von mir der Ruf erschall : „die Staatsschule
her " . — Das habe ich nicht ausgesprochen . Ich halte
auch die Staatsschule nicht für ein Ideal . Ich gebe
vollständig zu, daß diese Entwinlung , wie ich sie gekenn¬
zeichnet habe und die nach meinem Dafürhalten zur
StaatSschule führen wird , dem einen erstrebenswert er¬
scheint, einem andern ist sie vielleicht eine bedauerliche ;
aber es wird wohl nicht nach dieser Anschauung der
einzelnen gefragt werden , sondern die Entwicklung wird
eben stärker sein, sie diese Meinungsverschiedenheiten
überwinden und darüber hinweggehen . Es ist also, wie
Herr Kollege Winterer hervorgehoben hat aller¬
dings zunächst eine durchaus akademische Betrachtung
gewesen, wenn auch in dieser akademischen Betrachtung
Meinungsverschiedenheiten und verschiedene Abtönungen
hervortreten , wie sich aus meinen gestrigen Ausführungen
und denen des Herrn Kollegen Winterer klar ergibt .
Ich glaube , daß die historische Entwickelung mir recht
geben wird . Auch glaube ich, daß die Entwickelung zur
StaatSschule in Baden früher einsetzen wird als in Preußen
wo ähnliche Verhältnisse bestehen , weil die Kraft , histo¬
risch gewordene Verhältnisse zu konservieren , in Preußen
stärker ist, als bei uns in Baden .

Ich hätte nicht ums Wort gebeten , um auf diese aka¬
demischen Ausführungen zurückzukommen , die außer Ver¬
hältnis zu der Zeit stehen , mit der wir hier zu rechnen
haben ; aber die Erwiderung des Herrn Ministers gibt
mir Veranlassung . Sie darf nicht ohne Widerspruch
bleiben , weil manche Mißverständnisse dabei unterlaufen
sind .

Was das Aufsichtsrecht betrifft , so hat es der Herr
Minister mit einer gewissen Verstimmung ausgenommen ,
daß ich sagte , daß dieses Aufsichtsrecht der Gemeinden
rin unbedeutendes , mehr oder minder illusorisches sei .
Ich befinde mich mit Ausführungen vollkommen im
Einklang mit den Anschauungen der Großherzoglichen
Oberschulbehörde . Herr Geheimerat Arnsperger hat in
der 97 . Sitzung der Zweitm Kammer i . I . 1903 wört¬
lich erklärt :

„Daß der örtlichen Schulaufsicht durch die Orts¬
schulbehörden bezw . Bürgermeister als Vorsitzenden der¬
selben in schultechnischer Beziehung keine große Be¬
deutung beizulegen ist. Ich hoffe, daß auch hier eine
Besserung ermöglicht werden kann .

"

Zwei Jahre darauf , in der 62 . Sitzung vom 28 . April
1904 wurde von demselben Herrn betreffs des Auffichts¬
rechtes gesagt :

„Auf Seiten der Regierung besteht der Wunsch , die
örtliche technische Aufsicht, welche zur Zeit der Orts -
schulbchörde zusteht , auf die Kreisschulräte übertragen
zu lassen .

"

Also , ich glaube dabei wohl , wenn ich dieses Recht
als nicht sehr hochwertig charakterisiert habe , mich im
vollständigen Einverständnis mit der Großherzoglichen

Oberschulbehörde selbst zu befinden , und ich gl^
daß bei der doch ja auch soeben von Seiner
laucht dem Fürsten Löwenstein als bevorstehend an»,
nommenen Durchsicht des ElementarunterrichtsgestE
jedenfalls dem dringenden Wunsche der Lehrerschaft , ^
auch in ihren Eingaben an die Stände betont wori^
ist, zufolge , eine vollständige Umgestaltung bezw.
schränkung des heute bestehenden Rechts der Aufficht du^ I
die Lokalbehörde erfolgen wird , und was dann ^

'

von dem örtlichen Aufsichtsrecht übrig bleiben wird , ^
sich dann zeigen . In den Städten selbst aber wird ^
Aufsichtsrecht der Gemeinde fast ausschließlich von einen
Staatsbeamten — dem Rektor — ausgeübt . Der
Minister hat dann auch den Stadtschulrat als städtiA ,
Beamten bezeichnet — ich glaube , daß das ein
ImguLs war , obgleich allerdings die Bezeichnung
diesem Zusammenhang « auffällig erschien.

Der Herr Minister befindet sich ferner in einem In
tum , wenn er zur Bekämpfung meiner Behauptung ,
das Aufsichts - und Einwirkungsrecht der städtischen Hs
Hörden in den eigentlichen Schulangelegenheiten ein rech
geringes sei , wenn er zur Bekämpfung dieser Behaupt
auf Mannheim hinweist mit seinem blühenden
schulwesen, weil dies der beste Gegend «̂

gegen meine eigene Behauptung sei . Durch
kauchtigste , Hochgeehrteste Herren , den blühen^
Stand unseres Volksschulwesens darf ich k
aller Bescheidenheit allerdings nicht bestreik
nachdem dies von anderer Seite bestätigt wird . — tz
hängt diese Blüte aber durchaus nicht mit dem großem
oder geringeren Umfang unseres Aufsichts - und G
wtrkungsrechts zusammen , sondern ist allein bedingt i
die reichen , ja enormen Mittel , welche wir zur VerfügU -
gestellt haben , um die von der Großherzogl . ObersGj
behörde zunächst gegebenen Anregungen , die vom SM
schulrat gemachten Vorschläge zur Ausführung bringe
zu lassen . Damit komme ich zugleich auf den Herrn Uz
Bürklin , der von diesem Platze verschwunden ist, >»
er den Oberbürgermeister von Mannheim in S
nahm gegen den Abg . Beck und in sehr freundlicher «
liebenswürdiger Weise ausführte , daß der geschickten A
meindeverwaltung dieser blühende Zustand der Volksschule
in Mannheim zu danken sei, und daß es eine lohnet ,
Aufgabe sei, nicht nur für das körperliche Wohl der L
wohner zu sorgen , sondern auch für das geistige . ^
Ich glaube , daß allerdings in letzterer Beziehung r
Mannheim nichts versäumt worden ist, um diese Aufgch
zu erfüllen ; aber ich muß doch den Ruhmeskranz , in
er mir in so freundlicher Weise aufs Haupt drück, « !
dem Vorgang in den „ Meistersingern " mir wieder m
Haupte nehmen lassen , um ihn Hans Sachs auf 's H»
zu legen . Aber Hans Sachs ist in diesem Falle de

Großherzogliche Oberschulrat , der , wie ich bereits gesax
habe , die Anregungen gegeben , die Vorschläge erstattet uL
sie durch den staatlichen Beamten , der m hervorragend«
Weife mitgewirkt hat , durch den Stadtschulrat hat dmt
führen lassen . Sie wären nicht durchgeführt worden
die Anregungen wären glatt zu Boden gefallen , wm
nicht die Stadt die Mittel zur Verfügung gestellt M
um in bereitwilligster Weise die gebilligten Vorschlhj
ausführen zu können . Aber den Ruhmeskranz , B»

schlage erdacht , erstattet und durchgeführt zu ha
'

diesen Ruhmeskranz kann ich nicht auf meine»

Haupte belassen , auch nicht auf dem des Stak
rats und der Schulkommisston . Deswegen ist aut

nicht ganz im Einklang mit der heutigen Gesetzgebung
der Ausspruch des Herrn Abg . Bürklin , daß die „ autonom

'

Regelung der Schulangelegenheiten durch die Städte
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^ Sßter Wichtigkeit sei, denn es ist bekannt , daß auch
M ein Jota an unserer Schulordnung oder an unserer
Kchulorganisation geändert werden kann durch die Schul -
konlmisswn oder den Stadtrat , und wenn man es als
noch so wichtig anseheu würde , ohne den Oberschulrat ,
der allein dazu zuständig ist, und einer Zustimmung oder
irgend welcher Mitwirkung der Gemeinde bei seinen Ent¬
schließungen hierüber durchaus nicht bedarf .

Nun komme ich noch auf eine weitere Ausführung
des Herrn Ministers . Der Herr Minister Hai gesagt ,
^ er von dem Mitwirkungsrecht der Gemeinden bei der
Lchrerernennung sprach, es sei das von mir als ein
fiktives

" Recht bezeichnet worden . Das ist ein Jrr -
M ; im Gegenteil , ich habe die Tragweite dieses Rechts
durchaus anerkannt , nur habe ich bemerkt , daß ich es

seiner Wirkung auf die Gemeinden als ein recht
zweifelhaftes ansehe . Auch habe ich nicht mit einer Silbe
Oberfchulrat hervorgehoben , als ob der Großherzogliche
jemals diese Ausübung der den Gemeinden gesetzlich zu-
»ehenden Rechte verkümmert hätte . Mir ist kein Fall
bekannt, in dem die freie Ausübung dieses den Gemeinden
gesetzlich zustehenden Rechts von dem Oberschulrat ein¬
geschränkt worden wäre . Also von einem fiktiven Recht
hnrite von mir nicht gesprochen werden . Mit dieser An¬
erkennung des Verhaltens des Oberschulrats und der
Nichtigkeit des Rechts läßt sich aber sehr gut auch die
Behauptung verknüpfen , daß die Ausübung dieses Rechts
ein zweischneidiges Schwert für die Gemeinden sei .

Damit erledigt sich auch die letzte Ausführung , an die
ber Herr Minister im Tone der Verstimmung eine wei¬
tere, nicht gerade anmutige Bemerkung anknüpste , nämlich
die Ausführung , daß ich behauptet hätte , das einzige Recht
der Gemeinden sei das , zu bezahlen , — Ich führte referierend
an, die drei Rechte, die die Regierung selbst in ihrem Ent¬
würfe aufzählt : einmal das Recht der Aufsicht , zweitens das
Recht der Mitwirkung bei der Ernennung , und drittens das
Recht des Zählens und sagte , daß das letztere Recht voll und
unverkürzt für die Gemeinden stehen geblieben sei, nicht
äer, daß dieß dies das einzige Recht sei. Das wäre
ein Widerspruch mit meinen vorherigen Ausführungen
gewesen, wo ich von der Wichtigkeit des Mitwirkungs¬
rechts bei der Ernennung sprach .

Der Herr Staatsminister hat übrigens — das hat mich
sehr gefreut — eingangs seiner Rede selbst hervorgehoben ,
daß die Entwickelung unserer Volksschulverhältnisse eine
immer stärkere Inanspruchnahme der Rechte über die
Volksschulen durch den Staat mit sich gebracht habe ,
wobei er allerdings beifügte , daß auch die Lasten des
Staates viel stärker geworden seien . Der Herr Staats-
miuister ist also gleichfalls der Meinung , daß immer
mehr Rechte über die Schule Vonseiten des Staates

> beansprucht werden . Wozu diese Entwicklung führen
wird, wird die Zukunft erweisen .
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Was nun die Abstimmung betrifft , so muß nun doch ,
um vollständige Klarheit zu schaffen , rekapituliert
»erden : der Herr Staatsminister hat erklärt , der Antrag
des Herrn Freiherrn von La Roche ist unannehmbar
für die Großh . Regierung ; — bestimmt und klar .
Damit ist ein Pflichthaftes Ermessen der Staatsregierung
wsgeübt , welches ihr frei und souverän zustehl . Damit
würde aber die Zustimmung zu dem Antrag des Herrn
Freiherrn von la Roche nach meiner Auffassung eine
Mehnung des Gesetzes bedeuten . Nur deswegen
stimme ich gegen den Antrag und für den Antrag der
Kommission.

Staatsminister I) r . Freiherr von Dusch : Im An -
fchluß an die letzte Bemerkung doS Herrn Oberbürger¬

meisters Beck möchte ich noch einmal den Standpunkt der
Großh . Regierung bezüglich des Antrags des Freiherrn
von La Roche präzisieren . Ich habe in Erwiderung auf
die Ausführungen des Herrn Bürgermeisters vr . Weiß
heute früh ausgeführt , daß die Großh . Regierung , wenn
sie erklärt habe , daß der Antrag für sie unannchmbar sei,
nicht etwa einen Zwang oder Druck auf das Hohe Haus
bezüglich der Abstimmung in einer gewissen Richtung aus¬
üben wollte . Was ich sagen wollte , ist allein das , daß nach
gewissenhafter Erwägung aller Verhältnisse im Staats -
miniftertum die Großh . Regiermrg zu der Ueberzeugung
gelangt ist, daß aus allgemeinen Gründen und aus Grün¬
den der Finanzlage des Staates dasjenige Angebot , das
seitens der Großh . Regierung bezüglich der Gemeinde¬
beiträge zuletzt

'in Ihrer Kommission gemacht worden ist,
die äußerste Grenze sei, die zu verantworten die Großh .
Regierung in der Lage sei . Damit wollte nicht gesagt
werden , daß ip8o jure das ganze Gesetz als gescheitert
zu betrachten sei , wenn eine andere Entschließung erfolge ,
umsolveniger , als aller Voraussicht nach heute überhaupt
nicht das letzte und entscheidende Wort in der Sache ge¬
sprochen werden wird . Ich kann aber — und ich will die
sachlichen Gründe , die ich heute früh vorgebracht habe ,
nicht wiederholen — nur nochmals betonen : Wir sind der
Ansicht, es ist eine gerechte und billige Zumutung an die
Gemeinden , die nach unserem Elementarunterrichtsgesetz
die Prinzipalträger der Schullasten find , wenn ihnen zu-
gemutet wird , bei einer solch großen Belastung der
Staatskasse mit 1 Million für Lehrergehalte mindestens
mit dem jetzt angesonnenen Beitrage teilzunehmen , und
zwar um so mehr , als die Großh . Regierung auf ande¬
ren Gebieten sehr weit in ihren Konzessionen gegangen ist
— ich verweise nochmals auf den Handarbeitsunterricht ,
den Turnunterricht , die Ueberwälzung der Ueberstunden ,
wodurch die Last der Gemeinden von 260 000 M . wieder¬
um um vielleicht 100 000 M . reduziert wird . Ich kann
nur der gewissenhaften Erwägung des Hohen Hauses an¬
heimgeben , welcher Beschluß getroffen werden soll , aber
ich bin der Ueberzeugung , daß die meines Erachtens
durchschlagenden sachlichen inneren Gründe , die die
Großh . Regierung für ihre Stellung angeführt hat , maß¬
gebend sein werden und daß in einer so wichtigen , wem »
auch nicht für das ganze Schicksal des Gesetzes entscheiden¬
den Frage , aber immerhin einer Frage , an der das Gesetz
scheitern könnte , dieses Hohe Haus nicht etwa abweichen
wird von den Anträgen , die die Großh . Regierung gestellt
hat .

Ich muß nun auch dem Freiherrn von Göler entgegen¬
treten , der in seiner Berechnung bezüglich der Höhe dieser
Beiträge sich geirrt hat . Herr von Göler hat geglaubt ,
der Antrag des Freiherrn von La Roche halte etwa die
Mitte zwischen dem , was die Zweite Kammer beschlossen
hat , und dem , was die Großh . Regierung heute vorschlägt .
Das ist, wenn die Herren den Kommissionsbericht Seite
23/24 durchlesen , allerdings richtig , wenn die rein rech¬
nerischen Beträge dieser Gemeindezuschüsse zugrunde ge¬
legt werden . Sie betragen nach Anlage 3a nach den An¬
trägen der Großh . Regierung 416 000 M . und nach dem
Antrag La Roche 188 000 M . Davon sind aber die
Ueberwälzungen wieder abzuziehen , die auch bei den Vor¬
anschlägen des Herrn von La Roche so erheblich sind , daß
insgesamt das positive Resultat für die Staatskasse bei
den Anträgen der Großh . Regierung mit rund 250 000
Mark , bei dem Anträge v . La Roche auf 83 000 Mark re¬
duziert wird , und gar nach den Beschlüssen der Hohen
Zweiten Kammer auf 30 000 M . — 30 000 : 80 000 :
260 000 M . -—, das ist doch eine Steigerung , bei der man
unmöglich sagen kann , daß der Antrag , der 83 000 M . er¬
gibt , die „ Mitte " zwischen beiden Anträgen darstelle . Ich



glaube, dem Hohen Hause ans Herz legen zu sollen , in

dieser Richtung nicht von der Vereinbarung , die in der

Kommission erfolgt ist , abzuweichen , weil dadurch das

Zustandekommen des ganzen Gesetzes gefährdet werden

würde.
Ich möchte im übrigen auf die Ausführungen des

Herrn Oberbürgermeisters Beck nicht näher eingehen. Ich
bedauere, wenn ich gestern vielleicht im Mißverständnis
der einen oder anderen Aeutzerung des Herrn Oberbür¬

germeisters Beck zuweit gegangen sein sollte . Aber in

einem Punkte glaube ich mich nicht geirrt zu haben, näm¬

lich, daß Herr Beck gesagt hat , für die Gemeinden bleibe

einzig das Recht , zu zahlen . Dagegen hat

sich meine etwas scharfe Bemerkung gerichtet und es

freut mich, daß Herr Beck im Einklang mit Herrn Ober¬

bürgermeister Or . Winterer heute seine Ausführungen
von gestern in einigen Punkten gemildert hat .

Ich möchte , da ich das Wort ergriffen habe, noch kurz
auf einige Bemerkungen aus der Debatte eingehen.

Herr Präsident Dorner hat sich über den 8 14 des Ge¬

setzentwurfs ausgesprochen und hat in dieser Richtung
sehr fein begründete juristische Bedenken vorgebracht, die

aber meines Erachtens nicht von solcher Bedeutung sind ,
um auf den Gedanken zu kommen, eine Aenderung der

Fassung herbeizuführen . Uebrigens hat der Herr Prä¬
sident selbst nicht einen bezüglichen Antrag gestellt. Es

ist vielleicht etwas zu juristisch aufgefaßt , wenn man

glaubt , daß dadurch, daß wir sagen, es dürfen auf einen

Lehrer nicht mehr als 70 Kinder kommen , das landstän¬
dische Bewilligungsrecht tangiert sei ; selbstverständlich
ist dadurch das Etatrecht des Landtags in keiner Weise
berührt . Aber auch der Gedanke, der angeregt worden ist,
daß man das Wort „nie " in 8 14 nicht so absolut hin¬
stellen sollte , daß man vielleicht , wie in manchen prozessua¬
len Gesetzen, statt des „müssen" das „sollen " setzen könnte ,
ist an sich vielleicht beherzigenswert, aber ich glaube, daß
im heutigen Stadium der Sache, nachdem der Wortlaut
des Gesetzes seit Jahrzehnten unverändert besteht , ein
Grund zu einer Aenderung kaum vorliegen dürfte .

Bezüglich der Ausführungen Sr . Durchl. des Fürsten zu
Löwenstein wegen der Erhöhung des Schulgeldes will ich
kurz auf das Hinweisen , was ich mir in der Kommission
des Hohen Hauses auszufühcen gestattet habe. Der Ge¬
danke an sich , das Schulgeld zur Deckung der Schul -

lasten in höherem Maße beizuziehen, als dies jetzt der Fall
ist, ist durchaus beherzigenswert ; es haben andere Staa¬
ten , beispielsweise Hessen , ganz erhebliche höhere Schul¬
gelder. Aber eines dürfte zu bedenken sein , ob man einem

solchen Gedanken nahe treten soll , ohne daß irgend eine

Aussicht auf tatsächliche Verwirklichung gegeben ist . Ich
glaube kaum, daß man in einer Zeit , wo alles dahin
drängt , das Schulgeld für die Volksschulen überhaupt zu
beseitigen , den Versuch machen sollte und könnte ,
das Schulgeld zu erhöhen .

Ein Gedanke aber scheint mir vollkommen undurchführ¬
bar ; der einer Progression des Schulgeldes nach der Lei¬

stungsfähigkeit der Eltern . Eine Steigerung des Schul¬
geldes kennen wir insofern , als für die erweiterten Volks¬

schulen ein höheres Schulgeld erhoben werden kann , wie
an der einfachen Volksschule . Wir kennen also eine 'Pro¬
gression des Schulgeldes nach der Qualität der Schule,
aber nicht nach der Leistungsfähigkeit der Eltern , und es

gibt keinen Weg, auf dem der Gedanke zur Durchführung
gebracht werden könnte.

Ich darf zuletzt noch erwähnen , daß, wenn der von
Herrn Oberbürgermeister Beck erwähnte Konstanzer Fall
nicht zum Gegenstand besonderer Erwiderung gemacht
worden ist, das deshalb geschah, weil der Fall nach Mei¬

nung der Oberschulbehörde nicht von solcher Bedeutun » !
ist , um hier als ganz prinzipielle Frage erörtert zu wer¬
den . Es hat sich darum gehandelt , daß ein städtisch^
Volksschullehrer in Konstanz angegangen wurde, ein?
halbe Stunde Gesangsunterricht am Gymnasium ^
geben . Ich glaube, dieser Eingriff in die städtischen Rechh
ist nicht so schwerwiegend , um daraus den Schluß zu zjx.
Heu , als wolle die Oderschulbehörde in die Rechte tzg
Städte eingreifcn und die Lehrer zu beliebigen andere, ,
Nebenbeschäftigungen heranziehen. Zum Schluß möchtz
ich, da ich damit noch einmal zum städtischen Schulweg
gekommen bin , den Ausführungen des Herrn Oberbiin
germeisters Beck gegenüber hervorheben, daß ich, wenn st
gestern einen Hervoragenden Schulmann in Mcmnhest
erwähnt habe, nicht etwa in einem rechtlichen Irrtum Ae,
seine Stellung befangen war , die sich gründet auf dg,
8 106 des Elementarunterrichtsgesetzes. Ich weiß , dst
der betreffende Beamte , wie die anderen Stadtschulrast
vom Staat angestellt ist , allein vom Staat sind die Stadt¬
schulräte angestellt auf Vorschlag der Gemeinden ust
ihre ganze Stellung ist — wie sich ja schon aus dem Na¬
men ergibt — eine solche , daß ihre Beziehungen zu de«
Städten immerhin engere sind , als zum Staat ; ich glcnst
daher , daß ich von dem , was ich über die Mannheim ^
Schule gestern gesagt habe, nichts Zurückzuziehen habe.

Bürgermeister Or . Weiß : Ich habe mir heute frst
gestattet, auf eine Privatbemerkung des Herrn Staatz-
ministers anzuspielen. Ich tat es nicht gerne, aber es «
mir die Bemerkung so treffend erschienen , daß wirM
der Sache damit gedient schien, hier von ihr Gebrauch K
machen . In der Tat , man soll sich niemals zu fest legs
für irgend eine Ansicht, die man hat , die sich schlieW
aber doch beim besten Willen nicht realisieren läßt . M
ich glaube , so verhält es sich hier . Ich gestatte mir , dam

zu erinnern , daß das andere Hohe Haus seinerzeit in de
vorigen Session mit seiner Resolution , die es dort faßte
einen sehr festen Stand eingenommen hat in bezug aui
die Gemeindebeiträge . Es hat an diesem StandpM
seither festgehalten, und es ist nun die Frage , was ss
geschehen? Die Großh . Regierung erklärt , daß etwa:
derartiges für sie unannehmbar ist . Wenn nun das an¬
dere Hohe Haus auch in gleicher Weise auf seinem ebenj,

fest eingenommenen Standpunkt stehen bleibt , so kön«
wir heute schon das Gesetz als gescheitert betrachten. U
in gleichter Weise steht die Sache hier . Wenn wir hem
die Kommissionsanträge pure annehmen, mit die«
außerordentlichen hohen Gemeindebeiträgen , die vorga
schlagen sind, so bin ich fest überzeugt, daß das and«

Hohe' Haus diesem Beschluß nicht wird beitreten könm
Es wird abgeändert , gut dann ändern wir auch wie!«
ab , und dann kommt die Frage für die Großh . Regia

rung : Noch einmal ill Erwägung zu ziehen , ob sie M

auch etwas anderes kann, und das Schulwesen im Grch

Herzogtum Baden ist es wirklich wert, daß die Großh. Re¬

gierung noch einmal um ca . 100 000 Mark nachgibt . I«

möchte deshalb schon heute hier noch einmal dafür ei»

treten , daß der Vermittlungsoorschlag des Freiherrn vs«

La Roche angenommen wird , wiewohl auch ich von Gnw-

aus nicht hätte zustimmen können, wenn ich in ähnlich«

Weise behaupten wolle, es ist alles für mich unanneb»
bar , was nicht mit dem übereinstimmt , was mein va>

vornherein fest eingenommener Standpunkt war . Es ü

ja allerdings die Großh . Regierung jetzt in einer bens
denswerten Situation . Sie hat eine geschickte Taktik ei«

geschlagen , indem sie sich von vornherein auf ihren heud
eingenommenen Standpunkt gestellt hat . Vielleicht wi«

es zweckmäßig gewesen , wenn sich die Gemeinden a»

einen dementsprechenden Standpunkt gestellt hätten, u>>!
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hatten gesagt , diese kolossalen Baukosten , die Beiträge für

neu einzustellende Lehrer , die neuen Beiträge für Woh¬

nungsgelder , die erhöhten Beträge für Haushaltungs -

nnterricht , Turnunterricht und Ueberstunden sind für uns

absolut unannehmbar , und dann , glaube ich, wären wir

auf eine andere Mittellinie gekommen . Wie steht nun

eigentlich die Sache ? Der Herr Staatsminister hat davon

gesprochen , daß an diesem Plus an Lehrergehalten , das

sich herausstellt , durch die Gehaltserhöhung nach den

Kommissionsvorschlägen , der Staat zwei Drittel , die Ge¬

meinden ein Drittel tragen . Wenn wir aber alles zu¬
sammenrechnen , alle Lasten , die sich aus der Vorlage er¬

geben , dann kehrt sich dieses Verhältnis um . Dann tra¬

gen die Gemeinden zwei Drittel und der Staat ein Drit¬

tel . Ich kann deshalb nicht verstehen , weshalb es der

Herr Staatsminister bemängelt hat , daß ich mich dar¬

über aufgehalten habe , daß er bei Besprechung der Ge¬

halte nicht zugleich jene anderen Lasten mit ins Auge ge¬

faßt hat . Ich weiß wohl , daß der Herr Staatsminister

nur von den Gehalten sprechen wollte — gewiß ! Aber

ich halte das für unzulässig . Man darf nur die Gesamt¬

lasten auf einmal ins Auge fassen . Es hätte also — ich

bleibe dabei stehen — bei Besprechung der Lastenver¬

teilung , die sich aus der Erhöhung der Gehalte ergibt , zu

gleich mit in Rücksicht gezogen werden müssen , wie die

Lastenverteilung sich stellt , wenn man den Gesamtaufwand

ins Auge faßt .
Was nun den Lehrplan betrifft , so sagte der Herr Mi¬

nister, es sei der Großh . Negierung ein Wunsch der Kom¬

mission nach Vorlage des Lehrplanes nicht unterbreitet

worden . Ich bedauere das . Ich kann nur wiederholen ,

daß ich die Anregung in der ersten Kommissionssitznng ge¬

geben habe . Der Herr Berichterstatter wird sich erin¬

nern , daß er mir geantwortet hat , wir würden ihn Wohl

bekommen . Ich weiß nicht , ob von seiten der Kommission

infolgedessen kein direktes Ersuchen an die Großh . Regie¬

rung gestellt war , und ich kann deshalb einen Vorwurf

in dieser Beziehung an die Großh . Regierung nicht rich¬

ten. Ich bedauere aber auf der anderen Seite , daß die

Großh . Regierung nicht von selbst es als sehr naheliegend

betrachtet hat , daß wir von dem Lehrplane würden

Kenntnis nehmen wollen .

Zweiter Vizepräsident Geh . Rat Or . Bürcklin (un -

bricht) : Es wird vielleicht zur Abkürzung beitragen , wenn

ich mitteile , daß der Herr Staatsminister mir vorhin eins

Anzahl Exemplare dieses Unterrichtsplanes eingehändigt

hat, um sie der Budgetkommission mitzuteilen .

Bürgermeister Or . Weiß ( fortfahrend ) : Ich kann

also diesen Punkt insofern verlassen . Aber betr . des

Lehrplans an sich darf ich vielleicht auf die Ausführun¬

gen des Herrn Geheimen Hofrats Weygoldt noch eine

kurze Erwiderung geben , insoweit , als es sich um den

Aufsatzunterricht handelt . Wenn ich lediglich an das mich

hielte , was Herr Geh . Hofrat Weygoldt ausgeführt hat ,
würde ich vermuten , daß der Aufsatzunterricht in beinahe

gleicher Weise behandelt werden soll , wie seither , und ich

muß gestehen , ich halte das jetzt noch aufrecht , ich würde

das bedauern . Wer einmal Gelegenheit gehabt hat , in

eine Volksschule hineinzugehen und zu beobachten , wie

die Aufsätze aussehen , wird in der Mehrzahl finden , daß
der eine Aufsatz fast wörtlich dem anderen gleicht . Nun

frage ich, ist es denn wahrscheinlich , daß ein Kind dem

andern so wie ein Ei dem andern gleicht , daß das gesche¬
hen könnte , wenn der Aufsatzunterricht richtig behandelt
würde ? Ich glaube , die Aufgabe des Aufsatzunterrichts
ist nicht , den Kindern etwas fremdes einzupflanzen , fcha-

blonenmäßig , derartig , daß sie nachher es reproduzieren .
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sondern sie anzuleiten , wie sie selbst produzieren können .

Es ist seine Aufgabe , daß sie in ihrer Individualität ent¬

wickelt werden , daß sie nicht in fremde Gedankenwege

geleitet werden , sondern ihren eigenen Weg behaupten .

Die größere Mehrzahl der Klassen , die ich kenne , haben

in dieser Hinsicht , in bezug auf den Aufsatzunterricht ,

vollständig versagt , und ich schiebe das dem Lehrplan

zu , weil er nur im wesentlichen sich anlehnt an ein Lese¬

stück, das durchgepaukt wird , bis es auswendig sitzt und

dann wörtlich hingeschrieben werden kann . Warum

fügt sich der Lehrer diesem Lehrplan ? Aus dem Grunde ,
tveil an ihn die Forderung gestellt wird , glatte Aufsätze

zu stände zu bringen und es eine Unmöglichkeit ist , der¬

artiges in den unteren und mittleren Klassen auf rich¬

tigem Wege zu erlangen . Wenn die intellektuelle Tätig¬
keit des Kindes von unter herauf entwickelt werden soll

durch den Anschauungsunterricht , aus den Erinnerungen
von der Straße , so werden zunächst Aufsätze zustande kom¬

men , die man niemand zeigen könnte , Aussätze , die den

geringen Stand der intellektuellen Entwicklung des Kin¬

des in diesem Alter zeigen . Statt dessen finden wir Auf¬

sätze, die die Kinder aus sich heraus niemals werden

machen können . Damit ist lediglich ein Scheinerfolg ge¬
wonnen , und ich möchte das für die Zukunft ausgeschlos¬

sen sehen . Nun habe ich allerdings nicht , wie der Herr

Staatsminister zu meinen scheint , Kenntnis von dem Ent¬

wurf bekommen , ich habe ihn nur liegen sehen . Es ist mir

gesagt worden , daß bezüglich des Aufsatzunterrichtes jetzt
eine etwas andere Linie eingeschlagen worden sei , als

bisher , und ich will hoffen , daß das in dem Maße der Fall
sei , daß der Aufsatzunterricht den Gesichtspunkten ent¬

spricht , die ich hervorgehoben habe , die man heutzutage an

ihn stellen kann . Wie es mit den anderen Fächern steht ,
muß ich unerörtert lassen , — ich würde das Hohe Haus

zu lange aufhalten , wenn ich noch auf sie eingehen wollte ;
ich kann es aber auch schon deshalb nicht , weil ich über¬

haupt keine Kenntnis davon habe , wie sie in dem Lehr¬
plan behändst sind . Ich wiederhole übrigens noch ein¬
mal : Wenn ich ausgesprochen ' habe , der Lehrplan hätte
uns mitgeteilt werden sollen , sollte das durchaus nicht
heißen , daß ich diesem Lehrplan im Voraus mißtraue ;
im Gegenteil , ich habe das Vertrauen , daß er zeitgemäß
ausgefallen ist und hoffe , daß dieses Vertrauen sich recht-

fertigen wird .

Ich komme zur Frage des Ablehnungsrechts , das Ver¬
schieden beurteilt worden ist . Die Sache mit dem Ableh¬
nungsrecht liegt eigentlich etwas anders , als man gemein¬
hin anzunehmen scheint . Das Ablehnungsrecht — ich
kann ja verraten , daß es mein Antrag in der Kommission
war , durch den die Sache überhaupt in Anregung kam —

nicht die Resolution als solche , sondern ich wollte direkt
auf eine Aenderung des Gesetzes hinaus — das Ableh¬
nungsrecht , das nahm ich nur deshalb zum Ausgangs¬
punkt , weil es mir die bescheidenste Form der Verwirkli¬
chung irgend eines wesentlichen Einflusses der Gemein¬
den auf die Stellenbesetzung zu sein schien . Jede andere
Form , die wirksamer wäre , würde mir noch lieber sein .
Insbesondere möchte ich betonen , daß es viel häufiger vor¬
kommt , daß eine Gemeinde gute Gründe hätte , einen bei
ihr angestellten Lehrer weg haben zu wollen , als einen
ihr lediglich offerierten fern zu halten . Gerade in dieser
Beziehung sind Beschwerden aufgetreten , und ich kann
einen ganz nahe liegenden neuen Fall hier erzählen . Dem
Großh Oberfchulrat ist er bekannt , ich brauche deshalb
keinen Namen zu nennen . Es handelt sich um einen Fall ,
in dem ein Lehrer sich einen Forstfrevel erlaubt hatte
und dann den ihn betretenden Aufsichtsbeamten , den
Waldhüter , mit dem Revolver bedrohte . Der Lehrer hatte
schon zu anderen Klagen Anlaß gegeben und war
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ohnehin schon mehr oder weniger um seine Autorität bei
den Kindern gekommen. Die betreffende Gemeinde
wandte sich an den Großh . Oberschulrat mit der Bitte ,
diesen Lehrer sofort vorn Amte zu suspendieren . Der
Oberschulrat antwortete , es werde zunächst das gericht¬
liche Verfahren gegen den Lehrer eingeleitet werden müs¬
se« , und in so lange sei seine Versetzung nicht möglich ; zu
einer einstweiligen Suspendierung scheine genügender
Grund nicht gegeben zu sein . Nun , vorgestern ist der
Mann zu vier Wochen Gefängnis verurteilt worden, und
nun wird er ja Wohl wegkommen. Ob es für die Schule
gut war , daß der Fall in dieser Weise sich abgewickelt
hat , das will ich dahin gestellt sein lassen . Ich wäre ver¬
sucht, noch einen anderen Fall vorzutragen , der vielleicht
noch etwas krasser ist ; ich kenne ihn aber nicht aus eige¬
ner Erfahrung , und infolge dessen verzichte ich darauf , zu¬
mal der Fall so heikel ist , daß er sich hier nicht gut behan¬
deln läßt .

Also ich glaube , die Gemeinden haben ein dringendes
Interesse , ein dringendes Bedürfnis , zu tvünschen , daß
ihre Interessen in bezug auf die Stellenbesetzung besser
gewahrt werden, und wenn hier ein Ablehnungsrecht vor¬
geschlagen war , so braucht diese Form nicht eingehalten zu
werden : findet sich eine andere, die der Sachlage mehr
entspricht , so soll es mich nur freuen . Ich möchte aber
bezüglich des Ablehnungsrechts noch etwas sagen. Es
wird angenommen , es werde ein Ablehnungsrecht in dem
Sinne begehrt, daß die Gemeinde lediglich sagen kann :
den Lehrer wollen wir nicht . Daran dachte Wohl nie¬
mand . Eine Ablehnung — das nehme ich als selbstver¬
ständlich an — muß auch von Gründen begleitet sein,
und diese müssen in der Sache liegen . Ich will nicht , daß
eine Gemeinde in der Lage sein soll , einen Lehrer ab leh¬
nen zu können, weil er einer Konfession angehört , die
nicht der Konfession der Mehrzahl der Gemeindeangehöri¬
gen entspricht , will nicht , daß sie ihn soll ablehnen kön¬
nen, weil er einer ihr nicht genehmen politischen Partei
angehört , ich will nicht, daß sie ihn soll aus privaten
Gründen ablehnen können — ich will nur , daß sie ihn
soll ablehnen können, wenn Tatsachen vorliegen, die die
Annahme rechtfertigen, daß die Schule in seinen Händen
nicht gut aufgehoben sein wird . Es lassen sich ganz kon¬
krete Bestimmungen treffen , die einen Anhaltspunkt da¬
für geben , ob das Ablehnungsrecht begründet ist oder
nicht , und in der einen Form , in der die Abänderung in
der Kommission vorgeschlagen war , war auch ausdrücklich
mit darin enthalten , daß eine höhere Instanz schließlich
noch entscheiden sollte, wenn der Großh . Oberschulrat un¬
geachtet der Ablehnung der Gemeinde es für notwendig
hielte, den Lehrer auf die betreffende Stelle zu versetzen.
Es wäre denkbar, daß in einem solchen Falle das Staats¬
ministerium entscheide . Es wäre auch denkbar, sofern ge¬
naue Bestimmungen gegeben waren , daß der Verwal¬
tungsgerichtshof zu entscheiden hätte .

Bei einigem guten Willen ließe sich ein Ablehnungs¬
recht in der Weise formulieren , in der es dem Lehrerstand
in keiner Weise Eintrag tun würde . Ich glaube im Gegen¬
teil , daß es im Interesse des Lehrerstandes liegt , das
solche Elemente, gegen die gewichtige Ablehnungsgründe
vorgebracht werden können, aus seiner Mitte entfernt wer¬
den können . Und was heute der Herr Mnister gesagt
hat, — das es dann einen oder den anderen Lehrer gäbe ,der nirgends mehr anzubringen wäre — , das ist eben
unser Ziel, das möchten wir eben : daß ein Lehrer , der sich
als unwürdig erwiesen hat , nirgends mehr untergebracht
werden kann und aus seinem Stand ausgestoßen wird .
Das kann dem Lehrerstand nur zum Heil und Segen ge¬
reichen . Soviel also über das Ablehnungsrecht.

Ich komme rmn noch mit einem kurz «« Wort zu sprechen

auf die Frage , die heute schon einmal von dem Herrn Be-
richterstatter gestreift worden ist, die Frage der Behandlung
der Lehrerinnen in bezug auf die Gemeindebeiträge, die
für sie zu bezahlen sind . Es hängt dies mit den Anstel-
lungsvcrhältnissen insofern zusammen, als es sich dort
und da fragen wird : Lehrer oder Lehrerin ? — und ich
schließe es zweckmäßig hier gleich an . Ich weiß, daß dieser
Antrag der Kommission in Lehrerkreisen etwas mißfällig
aufgenommen worden ist ; ich glaube, auch etwas mißver¬
ständlich ! Es wird befürchtet, wenn ich recht informiert
bin, das Ergebnis könnte das sein , daß in der Folge die
Lehrerinnen wesentlich in größeren Gemeinden zu Stellen
kommen , wohin zu kommen Lehrer , die Familienväter
sind, ein größeres Interesse hätten , weil sie ja dort mit
geringeren Ausgaben ihre Kinder erziehen könnten. Ich
würde es bedauern , wenn der Erfolg gerade ein solcher
sein würde, denn was die Lehrer

'
hier betonen, hat seine

Berechtigung. Ich glaube aber , es ist das nicht zu be¬
fürchten ; nach meiner Kenntnis hat man in den Städten
schon seither die Lehrerinnen ganz gern genommen, man
hat dort ganz gute Erfahrungen mit ihnen gemacht , und
die Vorurteile , die bestanden haben, haben sich abgeschlif¬
fen . In kleineren Gemeinden dagegen bestehen immer
noch Bedenken gegen die Lehrerinnen , insbesondere da ,
wo man noch keine gehabt hat , und ich erwarte gerade von
dem Kommissionsvorschlag, daß die Lehrerinnen mehr
Eingang in die kleineren Gemeinden finden . Wenn aber
auf seiten der Lehrer etwa die Befürchtung besteht , daß
durch diese Bestimmung die Gesamtzahl der Lehrerinnen
zu ungunsten der Lehrer beeinflußt werden könnte, so
glaube ich , ist das auch eine unbegründete Befürchtung ;
denn so lange nicht ein Mangel an Lehrern besteht , hat es
die Großh . Regierung immer in der Hand , welchen Pro¬
zentsatz von weiblichen Lehrkräften sie im ganzen Lande
zulassen will . Also auch hier habe ich keine Bedenken .
Allerdings in der Uebergangszeit , in der es sich um Durch¬
führung des § 14 handelt , kann es Vorkommen , daß die
Oberschulbehörde — aber lediglich , weil es an Lehrern
fehlt — da und dort , wo sie es sonst nicht getan haben
würde, zu einer Lehrerin greift und auch diese bei einer
Gemeinde leichter unterbringt , weil eben die pekuniäre
Belastung der Gemeinden eine geringere ist . Aber gerade
in dieser Uebergangszeit scheint mir ein Vorteil in der
Sache zu liegen, denn ich möchte eben doch nicht wün¬
schen , daß die Durchführung des § 14 so ack calenckas
AraecL8 vertagt würde . Also auch hier liegt kein Beden¬
ken vor, und es ist mir deshalb etwas befremdlich gewe¬
sen, daß der Herr Staatsminister heute früh Bedenken
gegen den Antrag der Kommission in diesem Punkte ge¬
äußert hat . Ich kann mir diese Bedenken schließlich kaum
anders erklären , als daß auch hier der pekuniäre Ausfall ,
wenigstens beiläufig , mitspielt .

Nun gibt mir zu einem kurzen Wort noch eine Bemer¬
kung von Exzellenz Bürklin Veranlassung , das Wort , daß
es schade wäre , wenn den Gemeinden die Schule genom¬
men würde und so dem Bürgermeister nur noch die Sorge
für das leibliche Wohl seiner Gemeindeangehörigen als
Objekt seiner Tätigkeit erhalten bliebe, nicht auch die für
das geistige . Ich habe heute früh betont, daß ich es außer¬
ordentlich bedauern würde, wenn wir den Weg zur Staats¬
schule gehen müßten . Mein Wunsch wäre es nicht ; aber
wie sich die Sache zu entwickeln scheint, kann ich mich der
Befürchtung nicht entschlagen , daß wir dahin kommen wer¬
den . Gerade dasjenige Mittel , das verschiedene der heu¬
tigen Herren Redner zur Aufrechterhaltung der Gemeinde-
schulen angeführt haben , scheint mir eben auf die
Staatsschule hinzuweisen. Es besteht eben auf der einen
Seite lleberlastung der Gemeinden und auf der anderen
Seit « dis fest» Geschlossenheit , in de» der Staat all« Rechte



beisammen in seiner Hand behält . Wenn es nun zur
Ltaatsschule käme , wider meinen Wunsch , dann , glaube
ich , würden aber doch die Bürgermeister sich nicht damit
bescheiden , lediglich für das leibliche Wohl ihrer Gemeinde¬
angehörigen besorgt zu sein , sie würden noch ein tveites
Feld finden zur Sorge für die geistigen und seelischen
Interessen ihrer Gemeindeangehörigen . Ich erinnere nur
an die mancherlei Spezialbildungsanstalten , die nicht in
dein Rahmen der Volksschule stehen , usw. Also es gibt
noch ein sehr reiches Feld der Betätigung für die Bür¬
germeister ; ihre Mühle würde, glaube ich , auch aus diesem
Gebiete niemals leer laufen .

Ich denke, damit so im wesentlichen die verschiedenen
Antworten gegeben zu haben, die mir als notwendig er¬
schienen , und nun möchte ich noch einmal zum Schluß
dringend bitten , den Antrag des Freiherrn von La Roche
anzunehmen . Ich widerhole : Wenn wir heute uns auf
den Standpunkt der Kommission begeben, würden wir
lediglich die Veranlassung sein , daß das andere Hohe
Haus uns die Vorlage noch einmal zurückschickt . Wenn
Nir dagegen auf den Boden des Antrages des Freiherrn
von La Roche uns begeben , so bin ich fest überzeugt , daß
erhebliche Schwierigkeiten im anderen Hohen Hause —
wenigstens in diesem Punkte — sich nicht mehr ergeben
werden. Ich betone nochmals, daß ich auch mit der Art
der Regelung eines anderen Punktes nicht zufrieden bin,
bezüglich der Lehrergehalte , und daß ich mir für etwaige
Wiederkehr der Vorlage in diesem Hohen Hause voll¬
ständig freie Hand behalte , auch dort wieder für die Ein¬
reihung in den Gehaltstarif und für die kürzeren Zu¬
lagefristen zu stimmen. Die Veranlassung dazu wird
ja wohl nach Lage der Sache nicht eintreten . Dagegen
in diesem Punkte , da ist der Weg der Verständigung mög¬
lich. Die Gemeinden haben von vornherein sehr wesent¬
lich nachgeben , und die Regierung hat hinterdrein auch
etwas nachgegeben . Nun , es handelt sich jetzt noch um
das , was zwischen dem Kommissionsvorschlag und dem
Vorschlag der Zweiten Kammer liegt . Wenn der Vor¬
schlag des Herrn Freiherrn von La Roche nicht als Mittel¬
weg zwischen diesen zwei Vorschlägen anerkannt wird , so
wird doch er auch nicht als Mittelweg anerkannt werden
zwischen demjenigen Standpunkt , den die Gemeinden
hätten einnehmen können und dem , den die Regie¬
rung tatsächlich eingenommen hat . Er steht immer noch
näher bei demjenigen, was die Großh . Regierung ge¬
wollt hat , und deswegen glaube ich , wird die Großh .
Regierung , wenn in beiden Häusern ungefähr auf dieser
Linie ein Ausweg gefunden ist , nochmals in Erwägungen
eingetreten und ihren Standpunkt , den sie jetzt immer
noch so fest innehält , noch einmal revidieren , denn an
diesen kleinen Differenzen kann ein Gesetz von solcher
Wichtigkeit doch nicht scheitern .

Geh . Rat Or . Arnsperger : Der Herr Vorred¬
ner hat zur Begründung seiner Ansicht, daß den Gemein¬
den ein Ablehnungsrecht bei Berufung von Lehrern zu¬
gestanden werden solle, einen höchst auffallenden Dis -
ziplinarfall namhaft gemacht . Ich bemerke , daß der Dis¬
ziplinarfall eigentlich in keiner Verbindung mit dem Ab¬
lehnungsrecht steht, es könnte höchstens angenommen wer¬
den , ein solcher Lehrer hätte überhaupt niemals in den
Schuldienst ausgenommen werden sollen . Aber die Ver¬
hältnisse des vorliegenden Falles scheinen doch nicht so zu
lein, daß eine derartige Schlußfolgerung gerechtfertigt
wäre . Es handelt sich ja da nicht um eine Neuernennung ,
die durch den Disziplinarfall hätte verhindert werden kön¬
nen, sondern eben um einen Disziplinarfall , der seine Be-
urteilung und Bestrafung erlangen soll . Ich kann dem
Ho^ n Hause über den angeführten Fall kein« nähere

Mitteilung machen , da ich, wie auch mein Herr Ver¬treter , von dem Falle bis jetzt noch keine Kenntnis
hatte . Der Fall sei aber, wie mir mitgeteiltwird , bei dem Oberschulrat doch schon an¬
hängig , und ich vermute, daß die Erledigung lediglich da¬
durch noch nicht erfolgt ist, daß man die gerichtliche Ver¬
handlung abwarten wollte; ich glaube auch, daß das doch
eine Berechtigung des Lehrers sein muß , daß man ihn
nicht vorher disziplinär verurteilt , ehe das Gericht, bei
welchem die Sache auch anhängig gemacht ist, seine Ansicht
ausgesprochen hat . Denn wir sind ja sogar durch die ge¬
setzlichen Bestimmungen verpflichtet , diejenige Auffassung,
welche dem gerichtlichen Verfahren zugrunde liegt und
welche durch das Urteil festgestellt wird, das sachliche Er¬
gebnis der gerichtlichen Untersuchung auch dem Dis¬
ziplinarverfahren zugrunde zu legen, welches dann von
seiten der Disziplinarbehörde erfolgt . Die Oberschulbe¬
hörde war also nicht in der Lage, den Fall vorher dis¬
ziplinär zu behandeln und sogar eine Versetzung des Leh¬rers sofort vorzunehmen, ehe die gerichtliche Unter¬
suchung und das gerichtliche Verfahren zu Ende geführtworden ist .

Geh. Rat vr . Windelband : Ich möchte mir nur aufeinen Moment Ihre Aufmerksamkeit erbitten , um einem
Mißverständnis vorzubeugen. Es handelt sich um die
Frage , inwieweit von der Kommission die Vorlegung des
neuen Unterrichtsplanes von seiten der Großh . Regierungerbeten worden sei . Diese Frage bezüglich des Unter¬
richtsplanes ist in der ersten Sitzung der Kommission
zur Sprache gekommen , und nach meiner Erinnerung ,
welche von meinen Herrn Nachbarn geteilt wird , hat die
Kommission die Ansicht ausgesprochen , daß diese Fragedes Unterrichtsplanes zu denjenigen gehöre, die
dem Verfahren im anderen Hohen Hause gemäß aus der
Beratung auszuscheiden sind, und daß deshalb kein Grund
vorliege , die Großh . Regierung um Vorlegung dieses
Unterrichtsplanes für unsere Zwecke anzugehen. Infolge
dessen ist dann auch keine Vorlage erfolgt, und die Sache
liegt eben so, daß von einem Auftrag , den etwa der
Berichterstatter gehabt hätte , die Großh . Regierung um
diese Vorlage anzugehen, nicht im entferntesten die Rede
gewesen ist.

Prälat Oehler : Ich habe mir noch das Wort er-
beten, um meine nachherige Absümmung in einem ganzbesonderen Falle und zu einem besonderen Antrag im
voraus zu motivieren. Ich habe in der Kommission für
e i n Ablehnungsrecht der Gemeinden gestimmt. Ich habedas getan, weil ich es für entsprechend hielt , der Ge¬
meinde ein Entgelt zu bieten dafür , daß man ihr infolgeder Annahme dieses Schulgesetzentwurfs größere Beiträge
aufbürden wird . Ich gestehe ganz offen , daß ich — und
zwar nicht bloß infolge der heute hier dargelegten Aus¬
führungen , sondern nach eigener, sorgfältiger und ein¬
gehender Ueberlegung von meiner Anschauung abgekom¬men bin, die ich in der Kommission vertreten habe . Ichbin der Ansicht, daß wir den Lehrern eine in mancher
Hinsicht bedenkliche Gabe verleihen würden , und daß wir
in anderer Beziehung den Gsmeindebeamten, um die es
sich hier handelt, eine Last der Verantwortung aufladenwürden , an der sie sehr schwer zu tragen hätten , wenn wir
dieses Ablehnungsrecht gewähren würden.

Zweiter Vizepräsident Geh. Rat I) r . Bürklin
(unterbricht) : Darf ich den Herrn Redner bitten , nicht zu
sehr in die Spezialdisknssion einzugehen .

Prälat Oehler (fortfahrend ) : Dann wit ich mich
kurz fassen . Da» ist der Hauptgrund , weswegen ich jetzt
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nicht mehr zu dem stehen kann, was ich in der Kommis¬

sion vertreten habe.
Ich will das noch erwähnen, dazu halte ich mich ver¬

pflichtet: wenn ich die Ueberzeugung hätte , daß die Ab¬

lehnung immer so erfolgt , wie Herr Bürgermeister Weiß
es annimmt , daß sie immer nur durch und durch unwür¬

dige Leute träfe und dadurch dem Lehrerstand geradezu
ein Vorteil und Segen erwüchse, so würde ich sofort für

dieses Ablehnungsrecht stimmen ; aber wir könnten durch
eine derartige gesetzliche Bestimmung , wie ich mich nach

sorgfältiger Ueberlegung überzeugt habe, niemals allerlei

Bedenklichkeiten vermeiden, und deswegen wollte ich in der

Weise meine Abstimmung in diesem einzelnen Punkte mo¬
tiviert haben.

Zweiter Vizepräsident Geh . Rat Or . Bürklin :

Herr Bürgermeister Or . Weiß hat sich noch zum Wort ge¬
meldet, das dritte Mal in dieser Diskussion. Nach 8 26 un¬

serer Geschäftsordnung dürfte das nur mit ausdrücklicher
Erlaubnis des Hohen Hauses zulässig sein . Wenn kein Wi¬

derspruch aus der Mitte des Hauses erfolgt , werde ich

diese Erlaubnis erteilen .

Es erhebt sich kein Widerspruch, Herr Bürgermeister
Weiß hat das Wort .

Bürgermeister Or . Weiß : Ich muß noch eine kurze
Antwort geben. Ein Zusammenhang des von mir vor¬

getragenen Falles mit dem Ablehnungsrecht ist dadurch

gegeben, daß ich gesagt habe, das Ablehnungsrecht als

solches ist es nicht , worauf meine Anträge Hinsteuern, son¬
dern eine größere Einflußnahme auf die Besetzung und

Entsetzung im allgemeinen, und damit hängt das doch

jedenfalls zusammen, was ich vorbrachte. Ter Wunsch
der Gemeinde, einen Lehrer entfernt zu bekommen , wenn

Gründe dafür vorliegen , sollte eben auch einer besseren

Berücksichtigung sicher sein . Im übrigen ist es keines¬

wegs der Antrag der betreffenden Gemeinde gewesen , den

Lehrer zu versetzen, ehe das gerichtliche Urteil gesprochen
wäre . Die Sache war derart gesichert, und es lagen ge¬

gen den Lehrer von früher her schon solche Beschwerden
vor , daß man mit Recht glaubte , beantragen zu dürfen ,

daß er einstweilen vom Dienst suspendiert werden sollte .
Das war alles, was man verlangte , das war es , was ab¬

gelehnt wurde , und das führte zu vielen Mißhelligkeiten
und recht unangenehmen Auftritten , und das war es,
worüber ich mich beklagt habe.

Freiherr von Göler : Eine kurze Bemerkung . —

Ich habe mich heute früh gegen die Gewährung des Ab¬

lehnungsrechtes ausgesprochen. Ich unterscheide dabei

ein Ablehnungs recht und ein Recht , Bedenken auszuspre¬

chen . Das Recht , Bedenken auszusprechen, haben die Ge¬

meinden heute schon, und sie werden es auch fernerhin
behalten. Unter Ablehnungsrecht verstehe ich ein Recht,

daß man etwas ablehnt, ohne weitere Gründe anzugeben.
Das möchte ich nur noch bemerken .

Geh. Rat Lewald : Ich habe das Wort erbeten, um

vor Schluß der Generaldebatte in aller Kürze meine Ab¬

stimmung zu den vorliegenden Anträgen zu motivieren .
Es ist im Laufe der Debatte die Frage erörtert worden,
ob die Entwicklung unseres Schulwesens zur reinen

Staatsschule hinführen werde. Herr Oberbürgermeister
Beck hat diese Frage bejaht . Ich will das dahingestellt
sein lassen ; aber darin pflichte ich ihm jedenfalls bei , daß
die dermalige rechtliche Stellung unserer Lehrer an Un¬

klarheit leidet . Die Motive der Gesetzesvorlage sagen,
der Lehrer nehme eine Mittelstellung ein zwischen den

Staatsbeamten und den Gemeindebeamten. Ja , was ist

denn nun der Lehrer ? Ist er keines von beiden, oder

ist er cheides zugleich ? Es ist von einem der Redner

heute morgen bemerkt worden, die Stellung des Lehrers
sei der eines Geistlichen gleich zu erachten . Mir scheint,
der Lehrer ist sowohl Staats - , als Gemeindebeamter,
aber nach Lage unserer Gesetzgebung doch überwiegend
Staatsbeamter . Er wird vorgebildet in staatlichen Se -
minaren , der Staat ernennt ihn , versetzt, diszipliniert , ent-

läßt , pensioniert ihn , der Staat zahlt seine Pension und

auch einen großen Teil seiner Aktivitätsbezüge . Was
wunder, wenn demnach die Lehrer sich als Staatsbeamte
fühlen . Und was will demgegenüber die örtliche Schul¬
aufsicht bedeuten, welche die ländlichen Gemeinderäte aus¬
üben !

Ich habe nämlich, wie ich hervorheben muß , bei dieser
ganzen Betrachtung nur die Landgemeinden im Auge,
nicht die Städteordnungsstädte , die ja auf dem Gebiete
des Schulwesens eine zienllich weitgehende Autonomie

besitzen . Eine folgerichtige Weiterentwicklung unserer
Schulgesetzgebung könnte hiernach, wie mir scheint, aller¬

dings dahin führen , daß der ganze Schulaufwand auf den
Staat , der nun doch einmal über das Lehrerpersonal ver¬

fügt , übernommen würde, wenn einerseits der ganze
persönliche Aufwand auf den Staat , wogegen der sachliche
Aufwand , insbesondere der Aufwand für die Schulhäu¬
ser, nach wir vor von den Gemeinden zu tragen wäre.
Das sind freilich Zukunftsgedanken , die aber doch meine

Stellung zu den vorliegenden Anträgen beeinflussen. Ich
bin der Meinung , daß bei der bevorstehenden Revision
des Gehaltstarifs — dem großen Erfüllungstag , auf den

so viele Wünsche und Anträge vertröstet sind — die Frage
der Einreihung der Lehrer in den Gehaltstarif aufs neue

geprüft werden muß ; bis dahin wird zweckmäßigerweife
die Maßnahme zu verschieben sein . Nicht recht verständ¬
lich ist mir , weshalb die Großh . Regierung sich in dieser
Frage grundsätzlich ablehnend verhält , warum sie so hart¬
näckig gegen die Erfüllung des Wunsches , der nun ein¬

mal den Lehrern am Herzen liegt , sich sträubt . Ich glaube
nicht falsch unterrichtet zu sein , wenn ich sage : schon bei

Abfassung der Novelle von 1892 hat man im Mini¬

sterium ernstlich den Gedanken erwogen, die Schullehrer
in den Gehaltstarif einzureihen, und es ist nur deshalb
nicht geschehen, weil damals ihre Gehaltsbezüge so gering
waren , daß man sie in eine schickliche Abteilung nicht hat

einreihen können. Wir sollten also heute diese Frage doch

noch offen lassen . Daß die Gemeindebeiträge kein Hinder¬
nis sind , hat heute morgen schon Herr Bürgermeister
Weiß dargelegt . Hiernach muß ich die zu 8 39 beantragte
Resolution ablehnen . Die Kommission hat in dem Ent¬

wurf , dessen Annahme sie empfiehlt , die Einreihung der

Lehrer in den Gehaltstarif gestrichen ; es soll also durch
die Resolution, wie es scheint, für allezeit festgelegt wer-

den , daß diese Einreihung unterbleiben soll . Resolu¬
tionen von solcher Tragweite pflegt man nicht zu fassen.
Sie wissen nicht , wie nach 10, 20 oder 30 Jahren die

Herren , die hier im Hause sitzen , über diese Fragen den¬

ken. Was die Ziffer 1 der Resolutton betrifft , halte ich

sie für gänzlich bedeutungs - und wertlos . Die Entwick¬

lung der Schullehrergehalte geht ganz von selbst pari

passu mit der Entwicklung der Beamtengehalte im all¬

gemeinen. Das hat die Erfahrung gelehrt : auf das Be¬

amtengesetz von 1888 ist die Schulgesetznovelle von 1892

gefolgt, und auf das Nachtragsgesetz zur Gehaltsordnung
und zum Tarif von 1894 wiederum die Novelle zum

Elementarunterrichtsgesetz von 1898 . Es ist ja auch klar ,

daß man , wenn die Beamtenbezüge im allgemeinen neu

reguliert werden, die 4000 Lehrer nicht außer Betracht

lassen kann . Ich werde also gegen diese Resolution stim¬

men, ebenso gegen die Resolution La Roche. Denn eine

f
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Resolution, die besagt, daß die Lehrergehalte hier nicht für
alle Zeiten festgelegt, sondern wenn die Verhältnisse sich
ändern , auch wieder geändert werden sollen , scheint mir
wirklich — ich bitte um Verzeihung — etwas trivial .
Was die Resolution zu § 32 betrifft , so läßt sich für das
Ablehnungsrecht der Gemeinden in der Tat mancherlei
sagen , aber doch scheinen mir überwiegende Bedenken ent¬
gegenzustehen , wie schon von Herrn Geh. Rat Bürklin und
auch vom Herrn Staatsminister hervorgehoben worden
ist. Man müßte jedenfalls die Bestimmung etwa so for¬
mulieren, daß nur abgelehnt werden kann, wenn Tat¬
sachen vorliegen, welche die Annahme begründen , daß
das Schulinteresse durch die Anstellung des Lehrers geschä¬
digt oder gefährdet werde. Eine eigentümliche Situa¬
tion wäre es unter allen Umständen, wenn zwischen einer
Gemeinde einerseits , und der staatlichen Schulverwal¬
tung anderseits darüber gestritten würde, ob ein Lehrer
geeignet und würdig sei, im Schuldienste weiter verwen¬
det zu werden ; jedenfalls müßte ich mich gegen eine Zu¬
ständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes in derartigen
Streitsachen entschieden erklären . Mit dem Vorschlag der
Kommission in betreff der Gehaltsregulierung bin ich
einverstanden. Hinsichtlich der Gemeindebeiträge werde
ich in erster Reihe für den Antrag La Roche, eventuell
für den Antrag der Kommission stimmen.

Frhr . von La Roche : Ich habe nicht gedacht , daß ich
in später Stunde noch das Wort ergreifen muß ; aber
nach dem , was mein Herr Vorredner gesagt hat , fühle
ich mich verpflichtet , das von mir einmal ins Haus ge¬
brachte Kind zu verteidigen. Es ist ihm ein Attribut
beigelegt worden, welches eigentlich recht unfreundlich ist.
Zunächst möchte ich aber ein Mißverständnis aufklären,
welches der Herr Vorredner hereingebracht hat , daß
nämlich die Ablehnung der Einreihung der Lehrer in
den Gehaltstarif derart gefaßt sei, daß damit gesagt wäre,
es solle das für alle Zeiten Geltung haben . Wenn Sie
den gedruckten Bericht Nachsehen, werden Sie unter jedem
Abschnitt die Schlußstellungnahme der Kommission finden .
So ist es auch hier . Die Kommission stellt in Ziffer 2
des Berichts lediglich ihren Antrag , es solle die Ein¬
reihung in den Gehaltstarif nicht stattfinden.

Was nun den Angriff auf meine Resolution anbelangt ,
so kann ich nicht zugeben , daß deren Fassung nicht ge¬
nügend zum Ausdruck bringe , was sie will, oder daß sie
nur Selbstverständliches sage . Ich glaube, daß die Kreise ,
für die es bestimmt ist, ganz genau herauslesen können ,
was sie bedeutet , und da ist insbesondere das Wort
„ sobald " von Wert . Das bedeutet doch entschieden mehr,
wenn man sagt , „sobald die Verhältnisse es zulassen " ,
sollen die Lehrer weiteres erlangen , als wenn man sagt,
die Lehrer sollen warten bis zur übernächsten Gehalts¬
revision , wie dies in den orakelhaften Kompromiß¬
erzeugnis steht, die Lehrer sollen nicht warten bis zur
übernächsten Gehaltsrevision , wie dies in dem etwas
orakelhaften Kompromißerzeugnis steht , sondern einfach
„ sobald die Verhältnisse es zulassen "

, sollen sie weiteres
erlangen. In den Erläuterungen , die ich zu dem Antrag
gegeben habe, ist das näher ausgeführt . Ich bin sicher ,
daß die Fassung, wie ich sie vorgeschlagen habe, den
Lehrerkreisen zu größerer Beruhigung dienen wird , als
es nach dem Kommissionsantrag geschehen würde. Ich
bin also trotz der Kritik, die an dem Antrag geübt worden
ist, nicht in der Lage, denselben zurückzuziehen .

Fürst Karl zu Löwen st ein : Nur ein Wort . Ich
habe gerade zu diesen beiden Resolutionen noch ein Wort
sprechen wollen . Das , was der geehrte Herr Vorredner
und der Herr Antragsteller gesagt haben , enthebt mich

der Aufgabe, mich über die Resolutionen bezüglich der
Nichteinreihung der Lehrer in den Gehaltstarif und der
eventuellen selbständigen Stellung derselben, wie über¬
haupt der Interessen des Lehrerstandes weiter zu äußern .
Um so mehr möchte ich dem Hohen Haufe anempfehlen ,
den Beschluß unserer Kommission bezüglich des Ableh¬
nungsrechts , wie es sich auch auf Seite 16 findet , an¬
nehmen zu wollen. Ich hebe noch zunächst hervor : Die
Resolution ist ja nur eine Anregung , sie ist bestimmt,
damit der Gedanke zunächst ins Auge gefaßt wird , um
dann bei der Einbringung des Gesetzes über die Revi¬
sion des Elementarunterrichtsgesetzes eventuell zur Aus¬
führung zu gelangen. Es ist also noch etwas , was in
weiter Ferne steht , aber der Gedanke selbst ist , glaube ich ,
so berechtigt , wie irgend einer . Wenn man ein gutes
Gesetz haben will , schließet sich schließlich die Gesetzesbil¬
dung an die Gewohnheit, an die Gepflogenheit an . Das
ist hier ganz und gar der Fall . Es ist keine Diskussion in
der Kommission und hier im Hause vorgekommen und
ich habe mich selbst erkundigt, und habe erfahren , daß
bei der Oberschulbehörde üblich ist, die Wünsche und An¬
träge der Gemeinden, wenn es sich um Ablehnung oder
sogar um Versetzung handelt , tunlichst zu berücksichtigen .
Ich bin Patronatsherr von sehr vielen Schulen in Oester¬
reich, in verschiedenen Ländern Deutschlands , — Bayern ,
Württemberg und Hessen, — und da weiß ich sehr gut , wie
das geht mit diesen Wünschen von seiten der Gemeinden
und wie da alle möglichen Treibereien gemacht werden
und wie dann die Gemeindemitglieder, um sich nicht Un¬
annehmlichkeiten auszusetzen , bereit sind , ihre Unter¬
schriften zu geben , und da kommt es oft vor , daß gar
nichts gegen die Abzuweisenden vorliegt . Aber es kann
ja bestimmt werden, daß Gründe angeführt werden müs¬
sen, um die Ablehnung zu rechtfertigen. Besser ist es zwei¬
fellos, daß mehrere Lehrer unbegründet abgelehnt wer¬
den, als daß ein Lehrer, der ein fauler Apfel ist , in Anrt
u . Würde bleibt, so u . so viele Kinder verdirbt und durch
sein schlechtes Beispiel zu der Mißachtung des Lehrer¬
standes Anlaß gibt . Ich bitte daher dringend , diese Re¬
solution, die unsere Kommission dem Hohen Hause vor¬
schlägt , anzunehmen.

Da sich niemand mehr zum Worte gemeldet hat , er¬
klärt der II . Vizepräsident die allgemeine Beratung für
geschlossen und erteilt das Schlußwort hierauf dem Be¬
richterstatter

Geheimerat Oiv Windel band : Wenn ich nicht
ausdrücklich zur Erläuterung einiger Punkte aus den
Anträgen der Kommission verpflichtet wäre , so würde ich
gerne auf ein Schlußwort verzichten ; denn alle die
Nuancen , die Verschiedenheiten , die Gegensätze , die in
bezug auf die vorliegenden Fragen in der Kommission
zu tage getreten sind , sind in größeren Dimensionen in
diesem größeren Kreise ebenfalls wieder erörtert worden .
Nur ein Zug ist es , der , wenn ich auf die Debatte zurück¬
blicke , entschieden stärker hervorgetreten ist , das ist der
Zug zur Staatsschule . Es ist das Verdienst des Herrn
Oberbürgermeisters Beck, diese Frage schärfer gestellt zu
haben, als sie in der Kommission gestellt worden war .
Ich habe die Beobachtung gemacht in der ganzen Ent¬
wicklung dieser Frage , daß nicht nur in unserer Kommis¬
sion , sondern auch sonst eigentümlicherweise vielfach die¬
selben Männer und dieselben Richtungen, welche für die
Einreihung der Lehrer in den Gehaltstarif eintreten ,
welche anderseits die Gemeindebeiträge so niedrig wie
möglich bemessen haben wollen, dieselben waren , welche
an dem Verhältnis der Lehrer zu den Gemeinden nicht
gerüttelt , die Stellung der Lehrer als Gemeindebeamte
aufrecht erhalten haben wollten. Diesem Zwiespalt ein
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Ende gemacht zu haben , ist , glaube ich , ein großer Erfolg
dieser Debatte , welche die Konsequenz gezeigt hat , daß
die Einreihung der Lehrer in den Gehaltstarif die über¬

wiegende Stellung der Lehrer als Staatsbeamte mit

sich führt und einzig und allein aufgefaßt werden kann
als ein sicherer Schritt zur Errichtung der Staatsschule .
Das ist die wertvolle Verdeutlichung , welche, soweit ich
sehe , durch die Debatte herbeigeführt worden ist . Um so
bedeutsamer ist es , daß der Herr Oberbürgermeister , der
diesen Standpunkt vertreten hat , für den praktischen ge-

gegenwärtigen Ziveck sich bereit erklärt hat , den Anträgen
der Kommission beizutreten .

Es bleiben nun , soweit ich sehe, in all den verschie¬
denen , so gründlich erörterten Fragen für unsere Ab¬
stimmung noch zlvei Differenzen . Die eine liegt bei der
ersten Resolution , welche die Kommission vorgeschlagen
hat . Die Fassung der Kommission hatte den Sinn und
Zweck , das Parallele Aufrücken der Lehrer mit den übri¬

gen Gehaltsklassen als sichere Erwartung des Hohen
Hauses auszusprechen. Das erscheint nicht überflüssig,
weil die Klagen der Lehrerschaft sich gerade darauf rich¬
ten , daß dieses parallele Aufrücken nicht als selbstver -
stündlich gewährt worden sei. Dieses parallele Aufrücken
war das Wesentliche in der von der Konimission vorge¬
schlagenen Form der Resolution . In der von Herrn
von La Roche dagegen aufgestellten Form ist darauf
ausdrücklich Verzicht geleistet, wird auf jenen Parallelis¬
mus nicht Rücksicht genommen, dagegen eine weitere Be¬
rücksichtigung der Lehrer in dem Sinne verlangt , daß,
sobald die geänderten Verhältnisse es als geboten er
scheinen lassen , wiederum eine Ausbesserung eintreten
solle. Das ist durch die von der Kommission vorgeschla¬
gene Resolution keinestvegs ausgeschlossen ; denn diese
Resolution sagt nicht , daß nur im Parallelismus mit
den übrigen Beamten eine weitere Erhöhung der Lehrer¬
gehalte erfolgen solle , und daher schließt sie die Sache in
diesem Sinne nicht aus .

Der zweite Differenzpunkt betrifft die Gemeindebei¬
träge . Da stehen sich die beiden Listen gegenüber, die
eine , welche von der Kommission vorgeschlagen wird und
auch von der Großh . Regierung angenommen ist , und die
andere, welche in ihren Ziffern unter das Maß dessen her¬
untergeht , was in der Kommission des anderen Hohen
Hauses als möglich erörtert und in dieser Verhandlung
von der Großh . Regierung als unannehmbar bezeichnet
worden ist.

Das sind die kontroversen Punkte , Ich mache bezüglich
der Abstimmung auf einen Punkt noch aufmerksam , das
ist hinsichtlich der Reihenfolge innerhalb des § 62 der
nach dem Antrag der Kommission eingefügte Satz dar¬
über , daß , solange eine Hauptlehrerstelle mit einer
Hauptlehrerin besetzt ist , 20 Proz . des darauf entfallen¬
den Gemeindebeitrags außer Erhebung bleiben. Es wird
vielleicht wünschenswert sein , diesen Satz allein unab¬
hängig von den beiden anderen , zwischen welchen »r ein¬
geschoben werden muß , nach ihnen zur Abstimmung zu
bringen .

Was endlich die zweite Resolution anbelangt , die in
bezug auf das Ablehnungsrecht der Gemeinden auch zu
8 52 in dem Antrag der Kommission vorgeschlagen wor¬
den ist , so haben mehrere Herren Mitglieder der Kom¬
mission ihre Meinung dahin ausgesprochen, daß sie für
dieses Ablehnungsrecht nicht weiter eintreten würden .
Eine Anzahl von Mitgliedern der Kommission hat für
dieses Recht von vornherein nicht gestimmt. Dennoch
muß selbstverständlich der Antrag als Vonseiten der Kom¬
mission gestellt für die Abstimmung aufrecht erhalten
bleiben.

Es werden sodann die einzelnen Bestimmungen der
Reihe nach aufgerufen und zur Diskussion gestellt.

Art . I 8 14, § 15 , 8 18 , 8 21 , 8 37 Abs . 2 werden
unverändert nach den Beschlüssen der Schulkommission
der Ersten Kammer angenommen .

Graf Hel »» statt : Ich ergreife das Wort zu der Reso¬
lution La Roche , welche auch ich unterzeichnet habe, um
eine begleitende Erklärung zu diesem Antrag La Roche
zu geben. Ich betone in erster Reihe , daß die Kommission,
was die wohlwollende Behandlung sowie die Absicht be¬
trifft , — ich wähle absichtlich den Ausdruck „Wohlwollende
Behandlung" — den Wünschen der Lehrer gegenüber
gerecht und billig zu sein , sich weder von der Großh . Re¬
gierung noch von der Zweiten Kammer überbieten lassen
wollte . Ich war deshalb nicht wenig erstaunt , daß die
von der Kommission gefaßte Resolution in verschiedenen
Blättern einer Deutung unterworfen worden ist , die ab¬
solut nicht mit unseren Intentionen übereinstimmt . Es
lag darin gewissermaßen der Vorwurf der Mißgunst oder
der Gehässigkeit gegenüber dem Lehrerstand, ich muß aber
zugeben , daß der Wortlaut der von der Kommission ge¬
faßten Resolution ein derartiger ist , daß sie allerdings ,
wenn man die Petition ins Auge faßt , sehr verschiedenen
Deutungen zugängig ist . Wir Antragsteller waren daher
beflissen, im Sinne der Kommission eine Fassung zu finden,
welche jede andere Deutung ausschließt, und wir glauben ,
diese hiermit gefunden zu haben. Allerdings hat sich heraus¬
gestellt, daß auch dadurch Mißverständnisse nicht ausge¬
schloffen sind ; ich werde darauf zurückkommen . Warum
die Einreihung in den Gehaltstarif abgelehnt wurde , ist
den Hohen Herrn durch die ausführliche Besprechung, die
dieser Gegenstand bereits erfahren hat , bekannt . Ich will
daher nicht näher darauf eingehen . Ich erwähne nur ,
daß , nachdem die Majorität der Kommission sich die
Gründe der Großh . Regierung angeeignet hatte , auch die
Minorität der Kommission , die für eine Einreihung war ,
die Unmöglichkeit derselben eingesehen hat . Wollten wir
in der Ersten Kammer auf der Einreihung bestehen, so
wäre einfach das Gesetz gefallen und die Einreihung also
auch nicht erreicht worden.

Um die Gründe , die ich persönlich gegen die Einreihung
ins Feld führen muß , darzulegen , muß ich auf etwas zu¬
rückkommen , was mehrfach heute erwähnt wurde . Herr
Oberbürgermeister Beck hat in beredten Worten von der
Staatsschule gesprochen . Er hat auch , wenn ich recht ver¬
standen habe , erwähnt , daß die Einreihung der Lehrer in den
Gehaltstarifeine Etappe sei auf diesem Weg . Es gestatte mir
der Herr Vorredner, dies in meiner Sprachweise dahin
zu übersetzen : durch Einreihung in den Gehaltstarif be¬
geben wir uns auf die schiefe Ebene , die schließlich zu
dem nicht gewollten Resultat führt, und gerade die Staats¬
schule ist es , die ich nicht will, die Staatsschule ist eine
Einrichtung , die auch die große Mehrzahl der Mitglieder
dieses Hohen Hauses nicht will. Ich gehe weiter »nit der
ganz bestimmten Behauptung , daß auch unsere Familien¬
väter in ihrer weitaus größten Mehrzahl die Staats-
fchule nicht wünschen . Ich lebe auf dem Land in enger
Berührung »nit der Bevölkerung . Ich kenne sehr viele
Lehrer, sehr viele Ortsschulräte , Bürgermeister und Ge¬
meindegeistliche und ich kann Ihnen nur sagen , daß ich
aus verschiedenen Beispielen herausgefunden habe, wenn
auch eine Ortsschulkontrolle des Unterrichts hinsichtlich der
wissenschaftlichen Leistung eines Lehrers durch den Bürger¬
meister nicht inimer möglich ist , so kann doch ein Bürger¬
meister, ein Ortsschulcat , was die Grundsätze eines Lehrers
betrifft , außerordentlich viel einwirken und sie find diesem
wie dem Kreisschulrat gegenüber keineswegs machtlos . Ich
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könnte Beispiele anführen, die sogar sehr drastisch find
und zu raschem Ende geführt haben , indem der Kreis¬
schulrat mit dem Dichter sagte, „ rückwärts Don Rodrigo

"
,

der Gescheitere gibt nach . Es liegt dieser Fall sehr weit
zurück, aber wie ich sehe , sind andere Fälle vorgekommen,
in denen ähnliches geschehen ist . Wir Familienväter
wollen nicht , daß unsere Kinder in einem Geist erzogen
werden , wie er bei verschiedenen Gelegenheiten bedauer¬
licherweise sowohl vor der Vorlage dieses Gesetzentwurfs,
als auch nachdem die Vorlage bereits erfolgt war , in
Lehrerkreisen , in der Lehrerprefse und in Lehrerver¬
sammlungen zutage getreten ist . Diesen Geist der Auf¬
lehnung will ich unseren Kindern nicht beigebracht haben,
ein böser Einfluß bleibt nicht ohne Wirkung . Ich will
der Gesamtheit der Lehrerschaft durchaus keinen Vorwurf
machen , es find einzelne Erscheinungen, die in dieser
Richtung hervorgetreten find . Ich glaube , daß ein großer
Teil der Lehrerwelt an diesen Bestrebungen , die in solcher
Art und Weise zum Ausdruck kommen, nicht beteiligt
ist , aber dieser Teil hat sich in dieser Hinsicht passiv
verhalten . Die Regierung wünscht die Staatsschulen auch
nicht , wir find ihr von Herzen dankbar für ihre Festigkeit,
mit der sie Stellung in dieser Frage eingenommen hat.

Was die Resolution des Frhrn. von La Roche, der ich
zustimme, betrifft , so wurden wir von dem Gedanken
geleitet , daß die Angelegenheit der Lehrer nicht mit der
allgemeinen Gehaltsregulierung in Parallelismus gestellt
werden sollte. Wir wollen nicht , daß die Lehrer, nachdem sie im
Einklang mit verschiedenen Meinungsäußerungender Hohen
Zweiten Kammer , von der Großh . Regierungbei der bevor¬
stehenden Gehaltstarifregulierung übergangen werden
sollen, bis zur übernächsten Revision des Gehaltstarifs
warten müssen . Wir wollen , daß die Lehrer frei und
unabhängig hievon ihre Gehaltsverhältnisse zur Regelung
bringen dürfen, sobald die geänderten Verhältnisse es
geboten erscheinen lassen. Meiner Ansicht nach sind wir
weiter gegangen , als die Herren , die ein Parallelgehen
der Lehrer mit der Gehaltsregulierung im Auge haben.
Halten die Herren, ich richte die Frage an Sie , für
möglich, daß wenn in 10 Jahren das Gehaltsregulativ
neu geordnet wird , daß dann nachher die Lehrer noch
übergangen bleiben können ? Es ist mir unverständlich,
wie Herr Geheimerat Lewald uns die Idee zuschieben
wollte , daß wir eine Aufgabe lösen wollten , die vielleicht
unfern Enkeln oder Urenkeln zukommen sollte.

Ich kann mich kurz dahin äußern , es ist unsere Absicht ,
den Zehrern die Möglichkeit zu bieten , vor der nächsten
Gehaltsregulierung zu besserem Gehalt zu kommen.
Wir haben hier eine Umstellung vorgenommen , ich weiß
nicht , ob das auf der anderen Seite gebilligt wird . Wir
haben den Antrag unter 1 genommen : Hohe Erste
Kammer möge die Einreihung usw. ablehnen . Wir
haben geglaubt , dieses voranstellen zu müssen, weil das
in unseren Augen die Hauptsache war und ich glaube , wenn
man Interessentenkreise fragen wollte , ob die Lehrer den
1 . und 2 . Teil gestrichen haben wollten , sie uns sagen,
die Hauptsache Nr. 1 wollen wir streichen , denn wenn Nr. 1
gestrichen ist , dann har die ganze Resolution überhaupt
gar keinen Grund mehr. Ich lege keinen großen Wert
darauf, man kann die Umstellung vornehmen , aber es
kam uns richtiger vor, die Ablehnung der Einreihung als
den wichtigeren Punkt voranzustellen .

Es ist schon sehr viel über die Sache gesprochen wor¬
den , ich möchte nicht schließen , ohne einen Appell an
die Lehrerwelt zu richten . Ich selbst glaube , daß ich in
der Lage bin , die Verhältnisse der Lehrerschaft beurteilen
zu können , nicht nur , daß ich viel mit Lehrern zusammen¬
gekommen bin , mich um die Schule bekümmert habe, ich

habe den ersten Unterricht bis zur zweituntersten Gym¬
nasialklasse voll einem Volksschullehrer erhalten . Die
Bedeutung dieses Mannes wurde mir erst später klar.
Er ist mir stets ein Vorbild von einem Volksschullehrer
gewesen, der mit großer Berufsfreudigkeit , mit Hingebung ,
mit Opferwilligkeit seine hohe Befriedigung in dem Er¬
folg fand, den er bei seinen Schülern hatte. Es ist
lange her , es dürfte wohl ein halbes Jahrhundert her
sein , aber die Jahre haben der Achtung und Dank¬
barkeit , die ich diesem Manne zolle, keinen Ab¬
bruch getan . Es ist bedauerlich , daß in Lehrerkreisen
eine derartige Agitation stattgefunden hat, die, wenn
man seinem Gefühle unbedacht hätte folgen wollen ,
den Sympathien , die der Lehrerwelt im allgemeinen ent¬
gegengebracht werden upd der Achtung, die man dem
Lehrerstande zollt , Abbruch zu tun geeignet wäre . Die
Großh . Regierung hat sich davon nicht beirren lassen,
Ihre Kommission auch nicht . Was wir hier der Lehrer¬
welt darbieten, kommt von Herzen und mit Freudigkeit .
Aber gerade diese Aeußerungen, die gefallen find , die
bieten keine Gewähr dafür, daß unsere Gabe , wenn ich
mich so ausdrücken darf, in der Intention der Geber
entgegengenommen wird. Ich möchte der Lehrerwelt keine
Mahnung geben hier, ich fühle mich nicht dazu berufen.
Ich weiß , daß eine große Anzahl der Lehrer einer Mah¬
nung nicht bedarf und, daß der Rest der Lehrer, an den
eine Mahnung vielleicht gerichtet werden könnte, dieselbe
wirkungslos an sich ablausen lassen würde. Ich möchte
bitten , was ich sage , als eine Art Gruß aufzunehmen , als
Glückauf auf dem Weg in die neuen verbesserten Ver¬
hältnisse. Mögen die Lehrer mit erneuter , vermehrter
Berufsfreudigkeit ihren Pflichten obliegen , die schwere Last,
die auf ihren Schultern ruht, mit Freude tragen . Mögen
sie ihre Befriedigung in dem Berufe finden , und mögen
sie genießen, was ihnen jetzt gegeben wird , aber nicht mit
Mißtrauen , das uns zum Teil entgegengebracht worden ist.

Bürgermeister Or. Weiß : Die von Herrn Freiherrn
von La Roche beantragte Resolution zerfällt in zwei Teile .
Der erste Teil spricht sich gegen eine Einreihung der Leh¬
rer in den Gehaltstarif aus und ich glaube, es wäre
vielleicht zweckmäßig , wenn diese zwei Teile getrennt zur
Abstimmung gebracht werden würden ; denn für den
zweiten Teil könnte ich nicht stimmen . Wenn er trotz¬
dem angenommen wird , dann ergibt sich für mich die
Konsequenz : wenn doch die Lehrer nicht in den Gehalts¬
tarif eingereiht werden sollen, so wird die Folge sein, daß
mit der künftigen Gehaltserhöhung nicht bis zur nächsten
Gehaltsrevlsion zugewartet werden kann . In diesem
Sinne würde ich dem zweiten Teil der Resolution zustim¬
men . Die getrennte Abstiinmung würde sich empfehlen.

Prälat O . Oe hl er : Es ist vorhin die Bemerkung
gemacht worden, daß diejenigen Mitglieder der Kommis¬
sion, welche zuerst für die Einreihung in den Gehalts¬
tarif gestimmt haben, nachträglich sich überzeugt haben ,
daß diese Einreihung ohne Gefährdung des Gesetzes nicht
möglich sei , und daß sie infolge dessen eigentlich von ihrer
Anschauung zuruckgekommen seien . Ich gehöre zu denen ,
die in der Minderheit waren und ich gestehe ganz offen,
daß ich am Schluß der Kommissionsberatung für den An¬
trag der Kommission gestimmt habe. In tvelchem Sinn ich
das getan habe, muß ich jetzt, da es sich um die nachherige
Schlußabstimmung handelt , ausdrücklich erklären .

Ich bin nach wie vor der Ueberzeugung , und bin nicht
vom Gegenteil überzeugt worden , daß die Einreihung in
den Gehaltstarif den Charakter der Schule als Gemeinde-
schule nicht alterieren würde ; denn ich würde die Konse¬
quenzen nicht mit ziehen, daß derjenige , welcher für die



Einreihung in den Gehaltstarif stimmt , unbedingt auch
der Staatsschule zusteuert . Das ist nach meiner Ansicht

absolut nicht in diesen Zusammenhang zu bringen ,
Wenn ich nachher fiir den Kommissionsantrag stimme,
dann tue ich es aus einem sehr einfachen Grund : Das

Bessere ist der Feind des Guten ; kann ich das Bessere

nicht bekommen, dann würde ich ein schweres Unrecht be¬

gehen, wenn ich das Gute zurückweisen würde . Ich habe

denjenigen Herren des Lehrerstandes , die mit mir in

dieser Angelegenheit sich besprochen haben , unverhohlen

gesagt , daß , wenn die Regierung diese Nichteinreihung in

den Gehaltstarif als die conditio sine gua non für
das Zustandekommen des Gesetzes ansieht, ich es mit

gutem Gewissen nicht verantworten könnte, auf meinem

Nein zu beharren , und schließlich gegen das Gesetz zu

stimmen . Ich würde dies nicht verantworten können mit

Rücksicht auf die große Anzahl älterer würdiger Lehrer,
die ein großes Interesse daran haben , daß dieses Gesetz

jetzt zustande kommt . Wir sind nicht sicher, was in

dieser Richtung in zwei oder vier Jahren geschieht , ob

die Position nachher noch eine verhältnismäßig so gün¬

stige sein wird , wie jetzt . Ich stimme in dieser Rücksicht
am Schlüsse für den Kommifsionsantrag , und zwar
in der Hoffnung , daß sich eine Brücke bauen läßt von

dem, was wir hier beraten haben zu den Anschauungen
der Hohen Zweiten Kammer . Weil ich gerade das Wort

habe, möchte ich ausdrücklich herorheben , daß ich gerade
aus diesem Grunde für den Antrag des Freiherrn von

La Roche stimmen werde . Ich habe vorhin eine Stimme

aus der Zweiten Kammer gehört , die darauf hindeutet ,
daß, wenn man den Betrag von 249 OOO M „ welchen die

Regierung den Gemeinden auferlegen will , zu dem Be¬

trag von 30000 M ., welchen die Hohe Zweite Kammer
in Aussicht nimmt , in diesem Hohen Hause eine Brücke

nicht findet , eigentlich eine Verständigung so gut wie aus¬

geschlossen wäre . Ich stimme aus diesem Grunde , damit
eine Versöhnung zwischen beiden Häusern und der Regie

rung möglich wird , auch für den Antrag La Roche.

Geheimerat vr . Windelb and : Es ist die Frage gestellt
worden , wie die Reihenfolge der Abstimmung wäre . Die

Kommission hat die Reihenfolge in der Tat anders an¬

geordnet, als der Antrag des Herrn Freiherrn von La Roche
vorsieht. Die von der Kommission vorgeschlagene Anord¬

nung erklärt sich einfach dadurch , daß für die Mitglieder
der Kommission die Erwartung einer dauernden späteren
Ordnung der Lehrergehalte , gleichmäßig mit den ent¬

sprechenden Klassen des Gehaltstarifs , die Voraussetzung
dafür bildete, daß sie sich mit der Ablehnung der Ein¬

reihung der Lehrer in den Gehaltstarif einverstanden
erklärte. Deshalb mußte die Bedingung vor dem da¬

durch Bedingten zur Abstimmnng gebracht werden ,
und in der Voraussetzung , daß die Verhältnisse im

Plenum ähnlich liegen würden, hat die Kommission diese

Reihenfolge in den Beschlüssen beibehalten . Wenn nun

nach dem Eindruck der bisherigen Debatte die Aussichten
auf die Ablehnung der Einreihung der Lehrer in den

Gehaltstarif vorwiegen , halte ich die Reihenfolge für
irrelevant und stelle sie ganz dem Präsidium anheim .

Hierauf wird der 8 39 des Entwurfs — Festsetzung des

Gehaltes der Hauptlehrer aus einen Anfangsgehalt von
1600 M . und einen Höchstgehalt von 2800 M . ; Anfangs¬
zulage nach zwei Jahren mit 150 M . , fünf ordentliche
Zulagen von 160 M , nach je drei Jahren , zwei ordentliche
Zulagen nach je drei Jahren von 200 M . , freie Wohnung
nach § 42 des Gesetzes, Normierung des Gehalts der

Hauptlehrerinnen bis zu einem Höchstgehalt von 2200 Nt .

— nach den Anträgen der Schulkommission mit Stim¬

menmehrheit unverändert angenommen .

In : Hinblick auf diese Abstimmung erklärt sodann der

Zweite Vizepräsident in Uebereinstimmung mit
dem Hohen Hohen Hause die Ziffer II der von der Koni-

Mission und die Ziffer I der von Freiherr von La Roche
vorgeschlagenen Resolution — Ablehnung derEin -

reihung derLehre rindenGehaltstarif —r
für erledigt .

Nach einer Geschäftsordnungsdebatte über die Reihen¬
folge der Abstimmung hinsichtlich der Ziffer 2 der von

Freiherr von La Roche und der Ziffer 1 der von der Kom¬

mission in Vorschlag gebrachten Resolution — künftige
Regelung der Gehaltsverhältnisse der

Lehrer — wird entsprechend dem Majoritätsbeschluß
des Hohen Hauses zunächst zur Abstimmung über den erst-

bezeichneten Antrag (La Roche) geschritten.

Hierbei wird die Resolution des Freiherrn von La

Roche
„Die Erste Kammer spricht die bestimmte Erwar¬

tung ans , daß eine gesetzliche Regelung der Lehrer¬
gehalte künftighin erfolgen werde unabhängig von
weiteren Umgestaltungen des Gehaltstarifs , sobald
geänderte Verhältnisse es als geboten erscheinen
lassen"

mit Stimmenmehrheit angenommen .

In Uebereinstimmung mit dem Hohen Hause erklärt

sodann derZweiteVizepräsident den Antrag der

Budgetkommission hinsichtlich der von ihr in Vorschlag ge¬

brachten Resolution (Kommissionsbericht Seite 9 , Ziff . 1)

für erledigt .

Z8 43 , 46, 47, 48 Abs . 3 werden unverändert nach den

Anträgen der Schulkommission der Ersten Kammer an¬

genommen .
Die Wstimmung über Z 62 wird getrennt vorgenom¬

men . Abgelehnt wird zunächst der Antrag der Schulkom¬
mission , die Gemeindebeiträge für Hauptlehrerstellen

in Gemeinden von nicht über 600 Einwohnern auf 900

Mark,
in Gemeinden von 601 bis 1000 Einwohnern auf 1000

Mark,
in Gemeinden von 1001 bis 2500 Einwohnern auf 1160

Mark,
in Gemeinden von mehr als 2600 Einwohnern auf 1300

Mark,
festzusetzen . Dagegen gelangt zur Annahme der Antrag
des Freiherrn von Göler , Freiherrn von La Roche und

Freiherrn von Stotzingen , wonach unter Zugrundelegung
der bezeichneten Einwohnerzahl die Gemeindebeiträge auf
860 , 920 , 1040 , 1160 M . festgesetzt werden sollen .

Ferner wird abgelehnt der von der Schulkommission
gestellte Antrag :

Hohe Erste Kammer wolle eine Resolution fassen
des Inhalt :

Die Regierung wird ersucht , bei der bevorstehenden
Revision des Elementarunterrichtsgesetzes den Z 32

dahin abzuändern , daß den ' beteiligten Gemeinden ein

Ablehnungsrecht gewährt werde .

Im übrigen wird der § 62, sowie die § 8 67, 73 , 117,
118, 120, Art . II , III und IV unverändert nach den An

trägen der Schulkommission angenommen .
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Hinsichtlich der vorliegenden Petitionen wird dem An¬
trag der Schulkommission, dieselben , soweit sie sich aus
den Gesetzentwurf beziehen , sür erledigt zu erklären , im
übrigen der Großh . Regierung zur Kenntnisnahme zu
überweisen, ebenfalls entsprochen .

Sodann gelangt das Gesetz in namentlicher Abstim¬
mung nach Maßgabe der heute gefaßten Beschlüsse ein¬
stimmig zur Annahme.

Dem Antrag der Vermögenssteuerkommission auf Ver¬
stärkung der Kommission um zwei Mitglieder wird durch

Zuwahl des Grafen Helmstatt und Kommerzienrat Lenel
stattgegeben.

Schluß der Sitzung 7 Uhr.

* Karlsruhe, 11 . Juni . 18 . öffentliche Sitzung der
Ersten Kammer . Tagesordnung auf Dienstag
den 12 . Juni 1906 , vormittags 10 Uhr :

1 . Anzeige neuer Eingaben .
2 . Beratung des Berichts der Sonderkommiiston für den Ge¬

setzentwurf über die Landwtrtschaftskammer . Berichterstatter :
Freiherr von Stotzingen .

Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen der Ersten Kammer : t> . Eduard Brombacher .
Druck und Verlag der G - Braunschen Hofbuchdruckerei . Beide in Karlsruhe .
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